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CtiüL-^cnj-. Zo, l^oö , 



I. 

Der Begriff der concurrence d^loyale, den wir sowie die 
Bezeichnung selbst der französischen Jurisprudenz danken, ist 
nicht alten Datums. Seine Entstehung ist direct auf jene Um- 
wälzung des wirtschaftlichen Lebens zurückzuführen, welche die 
politischen Ereignisse zu Ende des vorigen Jahrhunderts in Frank- 
reich mit sich brachten. Die Bevolution hatte dort die alte Ord- 
nung für Handel und Gewerbe beseitigt; Monopole und Vorrechte 
waren abgeschafft worden, Zunftwesen und Bannrechte hatten ihr 
Ende gefunden. Die Gleichheit des Hechtes für alle war procla- 
miert, das Princip der freien Concurrenz war Grundsatz der 
Gesetzgebung geworden. Das Becht der freien Mitbewerbung 
ergab sich als ein Corollar des Hechtes jeder Person auf gleiche 
Geltung im Staate. Hiemit war das Eecht der Mitbewerbung 
aus dem Gebiete des öffentlichen Eechtes in das Gebiet privat- 
rechtlicher Normen gewiesen worden. Zugleich verlangte, — sollte 
i^cht ein rücksichtsloser Kampf der wirtschaftlichen Kräfte an 
^ie Stelle des Eechtes die rohe Gewalt in die Herrschaft ein- 
setzen, — die Frage nach den Grenzen des Eechtes der freien 
Concurrenz gebieterisch ihre Lösung. 

Die Antwort auf diese Frage hat die französische Juris- 
prudenz mit dem Gefühle sichersten Tactes aus dem Wesen der 
Concurrenz selbst entnommen. Das Wesen der freien Concurrenz 
liegt darin, dass Jedermann gestattet sei, seine eigenen wirt- 
schaftlichen Kräfte, seine eigene Arbeit, sein eigenes Vermögen 
nach jeder Eichtung und mit aller Macht für sich geltend zu 
machen. Nach jeder Eichtung und mit aller Macht! Niemand 
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kann also über Eechtsverletzung klagen, wenn durch fremde Con- 
currenz in seine wirtschaftliche Sphäre hinübergegriffen wird, 
wenn er unter diesen üebergriffen leidet, ja als der schwächere 
Concurrent zu Grunde geht, denn so weit reicht das Eecht der 
freien Concun-enz. Kraft steht gegen Kraft, und es ist ihr Eecht, 
sich Geltung zu verschaffen, soweit sie kann. Die Moral mag 
dagegen Einspruch erheben, es mag der Einzelne, ja es mag die 
Gesellschaft danmter leiden — das Eecht kann keine Abhilfe 
gewähren. Denn über die eigene Kraft frei zu verfügen, ist das 
Eecht der Person. Allein eben mit diesem Satze sind auch die 
Grenzen des Eechtes der Mitbewerbung gegeben: Die Kraft, die 
Jedem anzuwenden gestattet ist, darf nur seine eigene Kraft 
sein; nur seine eigene Arbeit, nur sein eigenes Vermögen darf 
er als legitime Kampfinittel auf das Schlachtfeld bringen, nur 
die eigene wirtschaftliche Kraft darf er verwerten. Wer darüber 
hinausgeht, wer das Eesultat fremder wirtschaftlicher Arbeit 
usurpiert, dringt ein in die Eechtsphäre des anderen, überschreitet 
sein eigenes Eecht des Mitbewerbes, begeht eine Eechts- 
verletzung. 

Hiermit war das Princip des ausschliesslichen Eechtes an 
den Ergebnissen der eigenen wirtschaftlichen Kräfte in seiner 
Allgemeinheit gewonnen; dem Eechte an den Sachen war an die 
Seite gestellt das Eecht an all dem, was ausser den Eechten an 
oder auf Sachen den Erfolg wirtschaftlicher Thätigkeit bildet, 
wirtschaftlichen Wert repräsentiert. 

Dem Eigenthum an den körperlichen Gütern trat das geistige 
Eigenthum gleichberechtigt gegenüber, der Begriff der propri^t^ 
immaterielle war in das Gebiet des Privati-echts eingeführt. In 
Anwendung dieses Begriffes spricht zuerst der Art. 1 des Gesetzes 
vom 7. Januar 1791 den Satz aus: »Toute döcouverte ou nouvelle 
invention dans tous les genres d'industrie est la propriötö de son 
auteur.« Dieser Statuierung der propriöt6 industrielle folgte die 
Anerkennung der propri6t6 litteraire et artistique, des Autor- 
rechtes, auf dem Pusse — zunächst in dem Gesetze vom 19. Ja- 
nuar 1791 nur fdr das Eigenthum an Theaterstücken, sodann mit 
Decret vom 19. Juli 1793 ganz allgemein für jede Art von 
Schriftwerken, Compositionen, Bildern und Zeichnungen. Besondere 
Vorschriften über den Schutz von Zeichnungen als Mustern für 
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industrielle Producte wurden mit Beeret vom 18. März 1806 
erlassen, nachdem schon vorher das Gesetz vom 22. Germinal 
des Jahres XI der Republik (11. April 1803) das Eecht auf 
Fabriksmarken festgestellt hatte. Allein nicht diese Special- 
vorschriften waren es, aus denen die französischen Juristen die 
Bestimmungen für das Recht der Concurrenz entnahmen; nicht 
etwa nur aus diesen leiteten sie den Bestand rechtlicher Beschrän- 
kungen der im übrigen freien Concurrenz ab. Die in diesen 
Gesetzen zur Geltung gebrachten neuen Rechtsinstitute waren 
ihnen vielmehr nur verschiedene Erscheinungsformen der allgemein 
giltigen Idee einer durch das Privatrecht zu schützenden aus- 
schliesslichen Willensherrschaft der Person an allen immate- 
riellen Gütern wirtschaftlicher Qualität. Auch dort, wo dieser 
Schutz nicht durch ein besonderes auf ihn abzielendes Gesetz 
gewährt wurde, zweifelten die französischen Juristen nicht an 
seiner Anwendbarkeit. Der Begriff des Vermögens hatte sich 
ihnen erweitert, die engen Fesseln der romanistischen Doctrin 
gesprengt. 

Auch hierin war die Aenderung der wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse der Aenderung des Rechtsbegriflfes vorangegangen. Nicht 
mehr die Fruchtgewinnung aus der eigenen Sache bildete den 
Haupterwerb des Bürgers : aus einem Agricultm'staat war ein 
Handels- und Industriestaat geworden, die Arbeit für die Gesell- 
schaft war das Prototyp wirtschaftlicher Arbeit geworden. Nicht 
der Selbstgenuss, sondern die Verwertung des Arbeitsproductes 
war letzter Zweck der wirtschaftlichen Thätigkeit. Dies war eine 
Folge der stets weiter fortschreitenden Theilung der Arbeit und 
der mit dieser verbundenen Massenerzeugung der Güter. Nicht 
mehr der Gebrauchswert, sondern der Tauschwert war zum 
Massstabe geworden. Der Tauschwert des Gutes liegt aber in 
dessen Fähigkeit Absatz zu finden, und hiemit war der Absatz 
selbst zu einem Vermögensinteresse geworden; ist er doch das 
Vermögensinteresse par excellence des Handels- und Gewerbe- 
standes ! 

Alle dem einzelnen Gewerbsmanne eigenthümlichen, ihm 
angehörigen Mittel, sich den Absatz zu erhalten oder zu ver- 
mehren, sind sohin Bestandtheile seines Vermögens und sollen 
als solche den Schutz gegen jeden unbefugten Eingriff geniessen, 
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den das Gesetz dem Vermögen überhaupt gewährt. An der Eich- 
tigkeit dieses Satzes hat die französische Jurisprudenz niemals 
gezweifelt, trotzdem er mit dieser Präcision in keinem Gesetze 
ausgesprochen ist. Mit eben solcher Sicherheit wurde auch die 
Stelle des positiven Rechtes bezeichnet, aus welcher der Anspruch 
auf diesen Schutz abgeleitet wird. Es ist dies der Art. 1382 
des Code civil: »Tout fait quelconque de Thomme, qui cause ä. 
autrui un doinmage, oblige celui, par la faute duquel il est 
arrivö, ä le röparer.« 

Wir haben es hier mit dem ersten Artikel des Capitels 11 
des vierten Buches des code civil zu thun, welches von Delicten 
und Quasidelicten handelt. Hiermit war die immerhin etwas 
nebulose und doch wol nur bildlich gemeinte Analogie des 
sogenannten geistigen Eigenthums mit dem Eigenthum an köi'per- 
lichen Sachen fallen gelassen und der Ausgangspunkt für die 
Entscheidung aller einschlägigen Fragen auf das Eechtsgebiet 
vom Schadenersatze und der Genugthuung verlegt worden. Zweifel- 
los war das eminent praktisch gedacht. Die Voraussetzung des 
Anspmches ist demnach: 

1. Ein Schaden auf Seite des Klägers; 

2. eine im Rechte nicht begründete Handlung auf Seite des 
Geklagten ; 

3. der Causalzusammenhang zwischen dieser Handlung auf 
der einen und dem Schaden auf der anderen Seite. 

Allerdings, die Majorität der französischen Juristen verlangt 
noch, dass eine Rechtsverletzung vorliege: »il faut, qu'un droit 
soit l^se.« (Laurent, Principes du di'oit civil fran9ais. t. XX, 
No. 404). Allein diese Behauptung blieb einerseits nicht unwider- 
sprochen und anderseits, was wurde nicht unter den Rechts- 
sprüchen der französischen Magistratur als Recht constituiert! 

Wenn auch die Argumentation ostensibel vom Rechte aus- 
gieng und in dem Schutze des Veimögensinteresses ihren Ziel- 
punkt fand, so war der wahre Gedankengang der umgekehrte: 
sobald das Vermögensinteresse des richterlichen Schutzes würdig 
befunden war, war es zum Rechte geworden. 

Soll nun das Object dieses Schutzes mit möglichster Kürze 
bezeichnet werden, so kann das wohl nicht besser geschehen, als 
mit den Worten Waelbroek's (Cours de droit industriel, No. 292) : 
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»un ensemble de relations suivies, qui se sont ötablies entre un 
industriel et les consommateurs.« Diese Gesammtheit von Bezie- 
hungen des Geschäftsmannes zu seiner Kundschaft bezeichnet die 
französische Jurisprudenz mit dem Ausdrucke »achalandage.» 
Sie ist das Ojbect, das gegen die concurrence döloyale geschützt 
wird. »Cet achalandage, qui rösulte de la loyautö du fabricant 
dans ses relations avec le public constitue une valeur aussi digne 
de protection que la propri6t6 materielle.« (Waelbroek, a. a. 0.) 
Die stabilen Beziehungen zwischen dem Gewerbsmanne und 
seinen Kunden, welche sich, sei es in Folge seiner besonderen Tüch- 
tigkeit und Eedlichkeit, sei es in Folge blos äusserlicher Umstände, 
wie z. B. Lage des Geschäftslocales, sei es selbst in Folge blosser 
Eeclame etabliert haben, — sie bilden für ihn einen wirtschaftlichen 
Wert, sie sind ein Theil seines Vermögens; sie verdienen, da er 
sie seiner eigenen Arbeit verdankt, den Schutz des Rechtes; 
jeder Eingriff verpflichtet zur Entschädigung. 

Wenn es nun auch ganz unmöglich ist, alle Arten solcher 
Eingriffe, deren stets neue unter dem Ansporne wenig scrupulöser 
Gewinnsucht zu Tage treten, aufzuzählen oder in ein System zu 
bringen, so können doch im Wesentlichen die folgenden drei 
Gruppen aufgestellt werden: 

1. Täuschung des Publicums über die Herkunft der eigenen 
Waare, indem derselben durch täuschende Mittel der Schein 
verliehen wird, als stamme sie von einem anderen Producenten. 

2. Anmassung nicht zustehender Auszeichnungen für Person 
oder Waare seitens eines Gewerbetreibenden. 

3. Unredliche Herabsetzung eines Mitbewerbers oder seiner 
Waare. 

Hiezu sei folgende Ausführung, welche nach dem Zwecke 
dieses Aufsatzes auf Vollständigkeit keinen Anspruch machen 
kann, gestattet: 

Ad 1. Wenn wir fragen, worin die eigenthümlichen Bezie- 
hungen des Gewerbsmannes zu dem Publicum sich verkörpern, 
so werden wir zunächst gewiesen auf jene äusseren Zeichen, 
durch welche seine Person, sein Geschäftsetablissement oder seine 
Waare von der Person, dem Etablissement, der Waare seiner 
Concurrenten sich unterscheiden. 
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Das einfachste und natürlichste Unterscheidungszeichen einer 
Person von der anderen ist ihr Name. Unter einem bestimmten 
Namen, sei es sein bürgerlicher Name oder eine etwa von demselben 
abweichende Firma tritt der Kaufmann dem Publicum gegenüber. 
Am Namen, an der Firma hängt zunächst die Clientele, hängt der 
Credit; der Name hat den guten oder schlechten Klang, er ist 
die Losung in dem Concurrenzkampfe. Wer den Namen oder die 
Pinna eines anderen Gewerbetreibenden usurpiert, der will fremdes 
Eenomm^ ausnützen, das Zutrauen, das an diesem Namen hängt, 
gegen das Interesse dessen, der es eben diesem Namen erworben 
hat, an sich reissen. Eine solche Concurrenz ist unehrbar. Die 
consequente DurchfÜhning dieses Grundsatzes wird sogar soweit 
getrieben, dass einer Person die Führung ihres eigenen Namens 
zm' Bezeichnung ihres Etablissements, jihrer Waare und über- 
haupt in gewerblicher Eichtung nicht gestattet wird, falls ein 
Concurrent beweisen kann, dass er unter demselben Namen sein 
Geschäft betreibe und dass an diesem Namen seine Kundschaft 
hänge. Als Grund hiefür wird angegeben: »Le nom du fabricant, 
qui est au döbut de sa carriere, n'a aucune valeur industrielle; 
son dövancier au contraire serait exposö ä perdre par la con- 
fusion entre los deux etablissements tout le fruit d'une reputation 
loyalement acquise.« Ja selbst der Spitzname und der falsche 
Name wird geschützt. Wenn ein Gewerbsmann beweisen kann, 
dass an dem von ihm willkürlich gewählten Namen seine Clien- 
tele, der Absatz seiner Waare hängt, so zögert das Gericht nicht, 
ihm nicht nur ein Eecht auf diesen Namen, sondern das aus- 
schliessliche Eecht auf denselben zuzuerkennen, den Usurpator 
dieses Namens ihm zum Schadenersatze zu verurtheilen. Alles 
dies trotz des Art. I des Gesetzes vom 6. Pructidor an II: 
»Aucun citoyen ne pourra porter de nom ni de prönom que ceux 
öxprimes dans son acte de naissance!« 

Und doch lieben es anderseits die Gerichte gerade auf dieses 
Gesetz das Eecht auf den Schutz des kaufmännischen Namens 
zu stützen. Allein den französischen Juristen handelt es sich eben 
nicht um Consequenzmacherei, sondern darum, praktischen Bedürf- 
nissen nach Möglichkeit gerecht zu werden. 

Dem Namen, wenigstens so weit es die Käufer im Platz- 
verkehre betrifft, steht gleich die anderweitige Bezeichnung des 
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Geschäftsetablissements durch Bild, Schild, Devise, und selbst 
die eigenartige Ausstattung oder die Lage eines Etablissements 
können in einzelnen Fällen die auszeichnenden Unterscheidungs- 
merkmale bilden, an denen die Kundschaft hängt Der Geschäfts- 
eigenthümer mag wechseln; wie viele Kunden bleiben nicht dem 
Locale treu! Wie viele hängen nicht an dem Embleme, an der 
gewohnten äusseren Erscheinung des Geschäftes! 

Diese Kundschaft ist nun zweifellos ein Wert; Niemand 
würde Bedenken tragen, sie bei Kauf und Verkauf des Geschäfts- 
Etablissements in Anschlag zu bringen; sie bildet also einen Theil 
des Vermögens des Geschäftsinhabers: um der Kundschaft willen 
wird sohin auch Schild, Devise, Ausstattung des Geschäftsiocales 
als ein Vermögensinteresse repräsentierend geschützt. 

Aber nicht an das Geschäftslocal ist der Handel gebunden, 
die Waare — auch noch unverkauft — verlässt den Fabrikanten, 
der sie erzeugt, den Händler, der sie weiterveräussem will. Sie 
strebt hinaus in die weite Welt, um sich selbst ihren Käufer zu 
suchen. Sie soll ihn suchen und finden, zunächst durch ihren 
inneren Wert. Allein nicht Jedermann ist fähig die Prüfung des- 
selben vorzunehmen; oft schliessen Zeit- und Ortsverhältnisse, 
oft schliesst die Natur der Waare, deren Qualität mit Sicherheit 
erst in der Consumtion selbst erkannt werden kann, diese Pm- 
fung aus. Was tritt in solchen Fällen an die Stelle dieser Unter- 
suchung? Das Vertrauen auf denjenigen, von dem die Waare 
herrührt. Die Provenienz deckt die Waare, sie wird als Garantie 
ihrer Güte genommen. Allein die Waare geht durch eine lange 
Kette von Händen, es ist daher nöthig, — sollen nicht schwer 
zu besiegende Zweifel über die Provenienz offen bleiben, — dass 
mit der Waare selbst ein Zeichen verbunden werde, welches 
deren Abstammung für Jedermann kenntlich macht. Dieses Zei- 
chen mag nun zunächst der Name des Fabrikanten, des Händlers 
sein; es mag sein die Reproduction des Schildes seines Eta- 
blissements, — sogenannte marque nominale — es mag aber 
auch sein eine willkürlich gewählte Devise, ein beliebiges Embleme, 
eine Zeichnung, ein Bild, ein Buchstabe, eine Ziffer; es mag 
liegen in der Art der Verpackung, der Farbe der Enveloppe, in 
dem eigenthümlichen Namen, den die Waare gerade dieses Kauf- 
mannes im Verkehre trägt. Jede Art von Waarenbezeichnung 
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— Marke — an der die Kundschaft hängt, ist ein Wert für 
den, dem sie angehört. Unter diesem Signum kämpft er mit im 
Kampfe um den Absatz ; wer dieses sein Feldzeichen benützt, um 
ihm zu schaden, um seinen Absatz auf sich hinüberziüenken, der 
kämpft nicht ehrlich; ihn trifft der Vorwurf, unehrbare Mittel 
der Mitbewerbung zu gebrauchen, er begeht das Delict der con- 
currence deloyale. 

Hiebei macht es nach französischem Eechte, auch in jenen 
Fällen, wo es sich nicht um eine nominative, sondern um eine 
sachliche Marke handelt, im Principe keinen Unterschied, ob die 
Marke registriert ist oder nicht. Zwar schreibt bereits das Gesetz 
vom 22. Germinal des Jahres XI und sohin auch das Gesetz vom 
23. Juni 1857, sowie die Vollzugsverordnung vom 11. August 
1858 die Eegistrierung der nicht nominativen Marken ausdrücklich 
vor. Allein die französische Jurisprudenz und Spruchpraxis hat 
diese Bestimmungen beinahe widerspruchslos stets dahin inter- 
pretiert, dass die gesetzlich gebotene Eegistrierung der Sachmarke 
nur zu dem Zwecke nöthig sei, um den über das gemeine Eecht 
weit hinausgehenden Schutz dieser Specialgesetze der betreffenden 
Marke zu sichern. Auch sei durch die Eegistrierung der schwierige 
Beweis der Priorität der Markenbenützung auf Seite des Klägers, 
der mala fides auf Seite des Geklagten zu vermeiden; es entfalle 
ferner in solchem Falle die Notwendigkeit des Nachweises, dass 
das Publicum eben diese Marke als Distinctivzeichen des Klä- 
gers kenne und schätze. Die Eegistrierung schaffe in allen diesen 
Eichtungen eine gesetzliche Präsumtion. Wer sich aber mit dem 
Schutze des gemeinen Eechtes begnügen wolle, der mag die 
Anmeldung — das Depot — der Marke mhig unterlassen, ihm 
bleibt die Berufung auf Art 1382 des code civil. Das Depot 
wirkt also nicht als Begründungsact des Markenrechtes, sondern 
blos als Declaration des Deponenten, dass er für seine Marke 
den Schutz des Gesetzes vom 23. Juni 1857 fordere. 

Dieser besondere Schutz liegt nun in den nach dem Grade 
der Contravention abgestuften, im Maximum aber sehr empfind- 
lichen Geld- und Gefängnisstrafen (Geldstrafe bis zu 3000 Frcs., 
Gefängnis bis zu 3 Jahren); der Schutz aber, den das gemeine 
Eecht bietet, die Forderung auf Schadenersatz besteht, unabhängig 
von der Eegistrierung der Marke imd von der Erfüllung der 
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anderweitigen specialgesetzlichen Bedingungen (z. B. neuerliche 
Anmeldung der Marke innerhalb je 15 Jahren). Mit dieser Auf-, 
fassung ist es den französischen Gerichten so sehr ernst, dass 
sie kein Bedenken tragen, auch eine registrierte Marke zu löschen 
und den Träger derselben zum Schadenersatze zu verurteilen, 
wenn der Kläger beweist, dass seine Waare vor dieser Kegistrie- 
rung die gleiche, für ihn nicht registrierte Marke getragen und 
durch dieselbe die Kundschaft angezogen und erhalten habe. 

Es wäre noch beizufügen, dass das französische Recht nicht 
blos die dem einzelnen Fabrikanten oder Handelsmann (auch 
Landwirte! vgl. Art. 1 des Decretes vom 11. August 1858) an- 
gehörige Marke schützt. Auch der Name einer Stadt, eines Thaies, 
eines wie immer abgegi'enzten geographischen Gebietes gilt als 
propriete industrielle des betreffenden Kreises von Gewerbetrei- 
benden; eine Art CoUectivmarke zum Schutze eines ganzen Inter- 
essenkreises, einer gesammtenlocalen Industrie! Auch die Usurpation 
dieser Bezeichnung ist geeignet, durch Täuschung des Publicums 
über die Herkunft der Waare einen Absatz zu erschleichen, den 
im ehrlichen Concurrenzkampfe zu erzielen, dem Eindringling nicht 
gelungen ist. Sie ist deshalb gesetzwidrig. 

Ad 2. Gerade so wie die Täuschung über die Provenienz 
der Waare der unredlichen Absicht entspringt, derselben den 
Anschein einer grösseren Zutrauenswürdigkeit, einer besseren 
Qualität in den Augen des Publicums zu verschaffen, so liegt 
dieselbe Absicht der Anmassung nicht erworbener Auszeichnungen 
für die Person oder Waare zu Grunde. Der Zweck ist auch hier 
Erzielung grösseren oder vortheilhafteren Absatzes; eben hierin 
nun liegt die Schädigung des Absatzes der Concurrenten. Ein 
solcher Vorgang erscheint nicht mehr gedeckt durch das Recht 
der freien Concun-enz, ein solches Mittel Käufer anzulocken, ist 
vitiös, ist ein Fall der concuiTcnce döloyale. 

Allerdings soll hiemit keineswegs die blosse Reclame unter- 
sagt sein, selbst nicht die unverschämte, »Klappern gehört zum 
Handwerk.« »Jeder Kaufmann lobt seine Waare!« Weiss doch 
Jedermann, was er von Reclame zu halten hat! Aber über die 
erlaubte Reclame geht es hinaus, seiner Waare solche Distinc- 
tionszeichen fälschlich beizulegen, die deren Qualität gleichsam 
unter öffentliche Garantie stellen oder sie unter den Hinweis auf 
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Leistungen zu empfehlen, die der Producent der Waare entweder 
nicht hervorgebracht hat oder, trotzdem er deren Schöpfer ist, 
aus besonderen Gründen nicht sich vindicieren darf. Concurrence 
döloyale ist also die Anmassung eines Ehrendiploms, einer Aus- 
stellungsmedaille, eines Hoftitels; femer aber auch die Anmassung 
der Bezeichnung Erfinder, Patentinhaber, u. dgl. m. Auch die 
fälschliche Behauptung, gewisse bekannte oder ausgezeichnete 
Arbeiten geleistet zu haben, einer renommierten Firma als Associö 
oder Gehilfe angehört zu hai)en u. dgl. fällt unter diesen Gesichts- 
punkt. Ja selbst auf eine wirklich vollführte Leistung sich zu 
berufen, ist dem Fabrikanten dann nicht gestattet, falls er diese^lbe 
nicht im eigenen Geschäftsbetriebe, sondern etwa nur als Hilfs- 
arbeiter eines anderen Etablissements hervorgebracht hat. Es wäre 
dies nicht die rechte Art der Concurrenz gegen seinen früheren 
Principal. 

Ad 3. Innerhalb der eben dargelegten Grenzen steht es 
jedem Gewerbsmann frei, sich selbst und seine Waare anzu- 
preisen, so viel er will. Aber Person und Waare seines Concur- 
renten soll er aus dem Spiel lassen; er darf sie nicht in den 
Augen des Publicums herabsetzen. Das Anschwärzen des andern 
— dönigrement — ist dölit de concurrence deloyale. 

Hiebei kommt es nach der gemeinen Meinung der franzö- 
sischen Juristen auch gar nicht darauf an, ob die nachtheilige 
Mittheilung über Person oder Waare des Concurrenten in der 
Wahrheit gegründet ist oder nicht. Das Kecht objectiver, selbst 
rücksichtsloser Kritik ist Sache der Wissenschaft, die es im Inter- 
esse der Wahrheit und des öffentlichen Wohles übt. Aber der 
Concurrent ist nicht objectiv, er ist an der Sache persönlich 
betheiligt, ihn schützt nicht das öffentliche Interesse und das 
Recht der Wahrheit, denen dienen zu wollen er nur fälschlich 
vorgibt. Wenn er die fremde Waare tadelt, die hohen Preise 
seines Mitbewerbers unter seinen niedrigen Preiscom*ant setzt, die 
Person des Mitbewerbers zu discreditieren sucht, so greift er ein 
in dessen Recht freier Concurrenz, von der er ihn durch ver- 
werfliche Mittel ausschliessen will. Ja, selbst die Ankündigung, 
die Waare des Concurrenten unter dessen Preis zu verkaufen, 
ist nicht gestattet, wenn sie ein Concurrenzmanöver zur Unter- 
drückung desselben ist. 
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Von den vielen Fällen der concurrence deloyale, die unter 
keine der bisher erörterten drei Kategorien fallen, mag es ge- 
stattet sein, nur einige wenige anzuführen: 

Ein Bemf, dessen Ausübung das Gesetz an eine Concession, 
an die Erlangung gewisser Grade, an eine Ernennung knüpft, 
wird von einem Unbefugten ausgeübt. — Der Gründer eines neu 
erscheinenden Journals wählt für dasselbe den Titel eines bereits 
bestehenden Journals oder doch einen solchen Titel, der zu Ver- 
wechselungen Anlass geben kann; er gibt seinem Journal die 
äussere Ausstattung, etwa die Vignette des älteren, er weiss sich 
die Liste der Abonnenten desselben zu verschaffen und sendet 
diesen die erste Nummer seines Journals zu, etwa gar unter 
Herabsetzung seines Concurrenten. — Ein Fabrikant besticht die 
Hilfsarbeiter eines Concurrenten, um ein auch nicht patentiertes 
Fabriksgeheimnis zu erkunden. — Ein ehemaliger Geschäfts- 
bediensteter verwertet selbst ein ihm von seinem Principal anver- 
trautes Geschäftsgeheimnis zu eigenem Vortheil. 

Alles dies sind Fälle der concurrence döloyale, der üeber- 
schreitung des eigenen Kechtes, der Anwendung unehrbarer Mittel 
der Concurrenz. 

Es könnte diese Liste noch lange fortgeführt werden, doch 
verbietet dies die Eücksicht auf das Ausmass des für diesen Auf- 
satz freigestellten Baumes. Die gleiche Rücksicht schliesst es aus, 
hier auch zu sprechen von den Eingriffen in die Rechte des Autors 
(Schriftstellers undKünstlers), des privilegierten Erfinders, des Muster- 
und Modellberechtigten. 

Die concurrence dfloyale im weiteren Sinne umfasst wohl auch 
alle diese Fälle von Eingriffen, allein sie sind wesentlich und begriff- 
lich von den bisher erörterten Fällen unterschieden : 

Der Schutz, der dem Autor, dem Erfinder, dem Musterberech- 
tigten gewährt wird, richtet sich nicht gegen gewisse Mittel der Con- 
currenz; nicht die Art, in der Concurrenz gemacht werden darf, wird 
durch das Gesetz beschränkt, sondern es soll Schriftsteller und 
Künstler, Erfinder und Musterberechtigter für sein Geistesproduct 
den Schutz gegen Concurrenz überhaupt besitzen. Die Concurrenz 
ist nicht mehr frei, es ist ihr ein Object gänzlich entrückt worden, 
es ist ein Monopol geschaffen. Eben hieraus ergibt sich die Not- 
wendigkeit der zeitlichen Beschränkung des Urheberrechtes ; denn 
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ewig dauernde Monopole duldet die Eücksicht auf das öffentliche 
Interesse nicht. Die concurrence d^loyale im engeren Sinne bezieht 
sich aber auf die Art und Weise, in der eine im übrigen freie Con- 
currenz betrieben wird. Gewisse Mittel des Mitbewerbers sind ver- 
pönt, der Ablauf auch des längsten Zeitraumes kann sie nicht legi- 
timieren. Die concurrence döloyale in diesem Sinne ist die verfehlte 
Art der Mitbewerbung. Nur in diesem engeren Sinne soll sie Gegen- 
stand dieses Aufsatzes sein. 



II. 

Wird nun gefragt um die Leistimgen der österreichischen 
Jurisprudenz auf diesem Gebiete des Rechtes, so muss zugestanden 
werden, dass sich diese mit denen der französischen Rechtswissen- 
schaft auch nicht im Entferntesten vergleichen lassen. Konnte doch 
noch im Jahre 1882 (vgl. Juristische Blätter, Jahrgang 1882, 
Nr. 1) einer unserer hervorragendsten Rechtsgelehrten den Aussprach 
wagen, es sei der Begiiflf der concurrence döloyale der Mehrzahl der 
österreichischen Juristen noch fremd! und die Richtigkeit dieses 
Ausspraches wird in trauriger Weise illustriert durch die Thatsache, 
dass civilrechtliche Klagen aus diesem Delicte in Oesterreich so 
gut wie gar nicht vorkommen. 

In der Sammlung handelsrechtlicher Entscheidungen — heraus- 
gegeben von Adler und Clemens — ist unter circa 800 Nummern 
ein einziger Fall (Nr. 319) der Verartheilung wegen Missbrauchs 
einer fremden Firma verzeichnet, in welchem übrigens em Schaden- 
ersatz nicht begehrt wurde. Ein zweiter Fall (Nr. 275), betrifft die 
Klage wegen Firmamissbrauchs auf Grund der Thatsache, dass die 
Benennung eines fremden Etablissements zur Bezeichnung von 
Waaren verwendet wurde. Die Klage wurde wegen Incompetenz 
ab- und an die Gewerbebehörde gewiesen. Weitere Entschei- 
dungen, die unser Thema berühren, befinden sich in dieser Samm- 
lung nicht. 

In ünger und Glasßr's Sammlung civilrechtlicher Entschei- 
dungen des k. k. obersten Gerichtshofes sind unter mehr als 
8000 Entscheidungen im Ganzen zwei Fälle von Klagen auf 
Schadenersatz aus Acten der concurrence döloyale angeführt. 
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Der eine (Nr. 5230) betrifft die Klage eines Privi- 
legiumsbesitzers wegen unbefugter Nachahmung und Verkaufes 
des privilegierten Gegenstandes: Der Ausspruch lautet auf den 
halben dui'ch Sachverständige erhobenen Schaden; diese Halbierung 
des Schadenbetrages wird damit motiviert, dass der Privilegierte 
den ihm bekannten Käufer — das Kriegsministerium — nicht 
rechtzeitig von dem Bestände des Privilegiums unterrichtet und 
somit die Ausführung der Bestellung zum Theile selbst ver- 
schuldet habe!! Die zweite Instanz hatte die Klage sogar gänzlich 
abgewiesen, unter Anderem mit der Begründung es sei das 
Factum, aus dem Kläger seinen Anspruch auf Schadenersatz 
ableite, nicht das Anfertigen des für ihn privilegirten Fabrikates 
durch seinen Concurrenten, sondern der Umstand, dass nicht 
ihm die Lieferung übertragen wurde, was aber nicht im 
Verschulden des Geklagten gelegen war; es seien 
seine Offerte vom Kriegsministerium wiederholt abgewiesen 
worden; es sei also constatiert, dass Kläger dadurch, dass eine 
Lieferung, die er auszuführen gar nicht in die Lage gekommen 
wäre, einem anderen übertragen wurde, auch gar keinen Schaden 
erlitten haben konnte! — Nur die erste Instanz hatte den vollen 
von den Sachverständigen zugebilligten Schadenbetrag dem Kläger 
zugesprochen; bei dieser Schadenberechnung aber hatten die Experten 
jenen Aufschlag gar nicht berücksichtigt, den der Privilegierte 
dem Preise seines illoyalen Concurrenten als Erfinderprämie wol 
zuschlagen durfte und zugeschlagen hätte. Wie anders hätte ein 
französischer Bichter auch ohne Expertise diesen Fall entschieden! 

Der zweite Fall (Nr. 798) betrifft die Klage eines Wundarztes, 
dem das ausschUessliche Befugniss zur Haltung einer Barbierstube 
vom städtischen Magistrate ertheilt war, gegen eine Person die 
unbefugt am gleichen Orte das Barbiergewerbe betrieb. Die Klage 
wurde in dritter Instanz abgewiesen, trotzdem Geklagter sowohl den 
Mangel des Befugnisses auf seiner Seite als den — mit 22 fi.bezifferten ! 
— Schaden auf Seite des Klägers zugegeben hatte. Unter den Grün- 
den der Abweisung figuriert auch der, dass es von der Willkür der 
Kunden abhänge, von wem sie sich rasieren lassen wollen! 

Vielleicht machen es diese zwei (— einzigen! — ) Ent- 
scheidungen begreiflich, warum unsere Handelswelt keine weiteren 
zu provocieren trachtet! 
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Was ist nun Schuld an diesem traurigen Stande unserer 
Kechtspraxis ? 

Vor allem muss betont werden, dass es nicht etwa die 
Vorschriften unseres bürgerlichen Gesetzbuches sind, die die 
Fortschritte unserer Jurisprudenz hinderten. 

Sowie der Artikel 1382 des code civil, so spricht auch 
unser Gesetzbuch in §. 1295 den Satz aus: »Jedermann ist 
berechtigt, von dem Beschädiger den Ersatz des Schadens, welchen 
dieser ihm aus Verschulden zugefügt hat, zu fordern; der Schade 
mag durch üebertretung einer Vertragspflicht oder ohne Beziehung 
auf einen Vertrag vei-ursacht worden sein.« Unter Schaden aber 
versteht das Gesetz (§. 1293): »Jeden Nachtheil, welcher jemanden 
an Vermögen, Eechten, oder seiner Person zugefügt worden ist. « 
In diesem Paragraphen allerdings wird von dem Schaden unter- 
schieden: »Der Entgang des Gewinnes, den jemand nach dem 
gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwarten hat.« Allein nicht 
etwa aus dieser engeren Bedeutung des Wortes »Schaden« darf die 
Definition des Begriffes »Ersatz des Schadens« in §. 1295 a.b. G.B. 
entnommen werden. Bekanntlich normiert das Gesetz — offenbar 
in missverständlicher Auffassung des römischen Bechtes — den 
Umfang der Schadenersatzpflicht nach dem Grade des Verschuldens, 
durch welches er verursacht wurde: »In dem Falle eines aus 
böser Absicht oder aus einer auffallenden Sorglosigkeit verur- 
sachten Schadens ist der Beschädigte volle Genugthuung, in den 
übrigen Fällen nur die eigentliche Schadloshaltung zu fordern 
berechtiget.« (§. 1324 a. b. G. B.) 

Die volle Genugthuung aber umfasst laut §. 1323 a. b. G. B. 
auch den Ersatz des entgangenen Gewinnes und die Tilgung der 
verursachten Beleidigung. 

Dies die einschlägigen Bestimmungen unseres bürgerlichen 
Gesetzbuches. Sind sie etwa engherziger gefasst, als Artikel 1382 
des code civil? 

Hätte nicht — so müssen wir fragen — auf Grund dieser 
Bestimmungen der österreichische Kichter dem Kaufmann, dessen 
Firma von einem Concurrenten zur Ablenkung der Kundschaft wis- 
sentlich missbraucht worden, den Ersatz des entgangenen Gewinnes 
zusprechen können, den er nach dem gewöhnlichen Lauf der 
Dinge zu erwarten hatte? Hätte nicht der Missbrauch der von 
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einem anderen Gewerbetreibenden eingeführten Waarenbezeichnung 
an dem Usurpator mit der Verurtheilung zmn Ersätze des von 
ihm verursachten Schadens bestraft werden können und sollen? 
'VVo — so fragen wir ferner — lag das Hindernis eine Schaden- 
ersatzpflicht in den Fällen anzuerkennen, in welchen durch Herab- 
setzung der Person oder der Waare des Concm-renten diesem 
ein Schaden entstanden, ein wahrschemlicher Gewinn entgangen 
— kurz der Absatz gestört war? Dass gerade in solchen Fällen 
das Gesetz die Schadenersatzklage nicht ausschliesst, das geht 
nicht nur aus den bereits citierten Bestimmungen, sondern ferner 
aus §. 1330 hervor: 

»Wenn jemand durch Ehrenbeleidigungen ein wirklicher 
Schade oder Entgang des Gewinnes verursacht worden ist, so 
ist er berechtigt Schadloshaltung oder volle Genugthuung zu 
fordern.« Führt doch selbst Stubenrauch in seinem Commentar 
zum a. b. G. B. ad L c. als Beispiele die Fälle an, wenn der 
Beleidigte in Folge einer gegen ihn ausgestreuten Verleumdung 
einen einträglichen Dienstposten verloren hätte, oder wenn 
ihm dadurch ein vorth eilhaftes Unterkommen vereitelt worden wäre. 
Ein vortheilhafkes Unterkommen — warum nicht auch ein 
vortheilhafter Verkauf seiner Waare? So nahe am Ziele — es 
war mit der Hand zu erreichen, aber die Hand wurde nicht aus- 
gestreckt! Und gerade diesen Fall der Abwendigmachung des 
Käufers hatten doch schon die römischen ßechtsquellen erwähnt. 
Die 1. 33 Dig. de dolo malo IV. 3. spricht in solchem Falle 
dem Geschädigten unbedenklich das Becht auf Schadenersatz zu. 

Allerdings ist der dieser Pandectenstelle zu Grunde liegende 
Gedanke nicht der, einen Schutz gegen widerrechtliche Con- 
currenz zu gewähren, sondern es handelt sich den römischen 
Juristen nur um einen der zahlreichen Fälle der Repression 
doloser Schädigung. 

Das Becht der Bömer war eben im Wesentlichen das 
Becht eines Agriculturstaates ; nur verstreut finden sich in dem- 
selben Bestimmungen eines speciellen Handelsrechtes. Allein 
für den modernen Juristen, für den Bürger eines Staates, in dem 
die Bedeutung des commerciellen und industriellen Erwerbes mit 
stets wachsender Gewalt sich geltend macht — wie nahe lag 
der Schritt der Anwendung auf die Fälle illoyalen Wettbewerbes ! 

2 
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Die GrQüde, aus denen eine Entwickelang der öster- 
reichischen Rechtswissenschaft in dieser Bichtung unterblieb, sind 
verschiedene : 

Es dürfte vor allem ins Gewicht fallen, dass das Studium 
der Jurisprudenz in Oesterreich zu ausschliesslich auf Basis des 
römischen Bechtes ruht; die Bechtsinstitute, die im corpus juris 
nicht vorgebildet sind, werden, wenn überhaupt, doch nur wie 
Stiefkinder behandelt. 

Es leidet femer die Bildung der Hörer der Bechtswissen- 
schaft in Oesten-eich unter der formalistischen Behandlung dieser 
Wissenschaft. Statt mit den Thatsachen des Lebens wird operiert 
mit Begriffen. Die Jurisprudenz erscheint als eine Art Logik. 
Der Zweck, diese treibende Potenz des Bechtes, findet nur 
gelegentlich Würdigung; daher das starre Festhalten an den 
einmal recipierten Kategorien, die Schwierigkeit der Einbürgerung 
neuer Bechtsinstitute, mag sie das Leben noch so gebieterisch 
verlangen. 

Dies im allgemeinen! In unserer Frage macht sich 
aber weiterhin eine principielle Differenz zwischen der deutschen 
und der französischen Anschauungsweise geltend, betreffend die 
rechtliche Natur des gegen die Acte der concurrence döloyale 
gewährten Schutzes. 

Die Franzosen gründen, wie oben ausgeführt, diesen Schutz 
auf die Bestimmungen des Civilrechtes ; sie gehen aus von der 
Voraussetzung eines in der Person des Autors, des Erfinders, 
des Fabrikanten zur Entstehung gelangten Bechtes, welches der 
Natur der Sache nach die Anerkennung des objectiven Bechtes 
fordert: die Berechtigung der Person ist das Primäre, der 
Bechtsschutz erst die Folge. Wenn nun dieser Bechtsschutz sich 
nicht darauf beschränkt, dem Verletzten die volle Entschädigung 
zu bieten, sondern überdies den Verletzer wenigstens in einigen 
Fällen wissentlichen Eingi'iffes besti-affc, so ist dies eine Consequenz 
der Erwägung, dass der wissentliche Eingriff in fremde Privat- 
rechte zugleich ein Eingriff in die Bechtsordnung selbst ist: so wie 
nun dem Eingriffe in die Privatrechte eines andern die Entschädigung 
entspricht, so dem Eingriff in die Bechtsordnung die Strafe. 

Den umgekehrten Weg hat, wenn auch nicht ohne Wider- 
spruch aus dem eigenen Lager zu erfahren, die deutsche Bechts- 
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Wissenschaft eiageschlagen. Juristen von der Bedeutung eines Gerber, 
Jelly, Laband, Otto Mayer u. a. m. wollen überhaupt die Frage 
des Schutzes der Autor- und Erfinderrechte u. dgl. zunächst in 
das Gebiet des öffentlichen Rechtes verwiesen sehen. 

Der unbefugte Nachdruck, die Verletzung eines dem 
Erfinder ertheilten Privilegs, die Ausnützung des fremden 
Credites, die Täuschung des Publicums durch üsurpierung der 
Waarenbezeichnung eines anderen Gewerbetreibenden u. s. w. 
erscheint ihnen zunächst unter dem Gesichtspunkte der Verletzung 
der Rechtsordnung, des öffentlichen, nicht des privaten Rechtes; 
die privatrechtlichen Gonsequenzen ergeben sich ihnen gleichsam 
nur als Seflexwirkungen der im öffentlichen Interesse vorgenom- 
menen Beaction gegen den Eingriff in das öffentliche Recht. 

Es ist nicht die Aufgabe dieses Aufsatzes, diese beiden in den 
Grundlagen differierenden Rechtsanschauungen mit einander kritisch 
zu vergleichen. Doch mag es schon im Hinblicke auf die von der 
französischen Praxis erzielten, von deutschen und österreichischen 
Juristen mit allem Rechte beneideten Resultate gestattet sein, 
mit Professor Stein (Verwaltungslehre S. 677, 679) zu bemerken, 
dass in dieser Richtung das deutsche und österreichische Privat- 
recht noch eine Aufgabe zu erfUlen habe durch Einbeziehung 
jeder Art geistigen Eigenthumsrechtes in sein System, dessen 
zu einseitig romanistische Entwickelung allein bisher diesen Schritt 
hintangehalten hat. 

Es wäre übrigens irrig, wenn man etwa voraussetzen wollte, 
dass das Bewusstsein dieses principiellen Gegensatzes der 
deutschen und der französischen Auffassung der österreichischen 
Jurisprudenz, wie diese in den Commentaren zum a. b. G. B. 
niedergelegt ist, den Anlass gegeben hätte, die Einbeziehung der 
Fälle der concurrence döloyale in den durch das Gesetz so weit 
gezogenen Rahmen des Schadenersatzrechtes abzulehnen. Es ist 
vielmehr Thatsache, dass von dieser Seite diese Frage gar nicht 
aufgeworfen wird. Weder Stubenrauch noch Kirchstetter — ganz 
2u schweigen von jenen Werken, welche noch der ersten Hälfte 
des Jahrhundertes angehören — beschäftigen sich mit der Frage, 
ob derartige Vermögensverletzungen, wie solche das französische 
Recht unter der Bezeichnung der concurrence döloyale zusammen- 
fasst; unter die Bestimmungen des 30. Hauptstückes des zweiten 

9* 
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Theiles des a. b. G. B. fallen., Den Grund für dieses gewiss be- 
fremdende Stillschweigen vermögen wir nm* in einer zu engen 
Auffassung des Begriffes »Vermögen« zu finden. Es klingt beinahe 
wie Selbstironisierung, wenn z. B. Stubenrauch (Commentar ad 
§. 1293) rühmend hervorhebt: »das römische Eecht beschränkte 
den Begriff des Schadens auf die Verringerung des Vermögens 
der Person, und diesem Voi-gange folgte auch noch der Entwurf 
zu unserem a. b. G. B., während letzteres selbst unter »Schaden« 
jede Verminderung versteht, welche jemand an seinem Vermögen, 
an seinen Kechten oder an seiner Person leidet.« Also die Weite 
des Eahmens wird rühmend hervorgehoben; es stand frei, eine 
Fülle von Gestalten in ihn einzuschreiben: Wie wurde diese 
Freiheit ausgenützt? Lassen wir wieder Stubenrauch (Commentar 
ad 1. c.) sprechen: »Da Vermögen und Rechte einander gegen- 
über gestellt werden, so scheint der erste Ausdruck die körper- 
Kchen, der zweite die unkörperlichen Sachen, die jemandem 
zugehören, zu bedeuten.« Also Vermögen identisch mit körper- 
licher Sache! Wie enge und wie engherzig! Wäre es nicht 
viel näher gelegen, unter die Eechte auch das Eigenthumsrecht 
— bekanntlich das rechtliche Aequivalent der Sache — zu 
rechnen und unter »Vennögen« alle jene wirtschaftlichen Werte 
zu verstehen, die eben kein Eecht, kein jus quaesitum sind? wie 
z. B. Kundschaft, Credit, kaufmännischer Euf und Name? Wo 
lag die Nothwendigkeit, ja wo nur der Anschein einer Berech- 
tigung den Begriff »Vermögen« mit dem des Eigenthumes an 
körperlichen Sachen zu identificieren ? Gewiss nicht in der weiten 
Definition des §. 353 a. b. G. B., auf den Stubenrauch sich, offenbar 
unrichtig, beruft ; auch nicht in den Vorschriften des 30. Hauptstückea 
des zweiten Theiles des a. b. G. B. Allein trotzdem ist in den eben 
citierten Stellen des Stubenrauch^schen Commentars nichts Andere» 
ausgesprochen als die allgemeine AufiTassung der Commentatoreu 
des a. b. G. B. (vgl. z. B. auch Kirchstetter ad §. 1293). 

Unter solchen Verhältnissen konnte selbstverständlich keine 
Eede davon sein, auf Grund des gemeinen Eechtes den Schutz 
des kaufmännischen Namens, der Waarenbezeichnung, der Eund-^ 
schalt, des erworbenen Credites u. dgl. m. zu fordern und die 
Anwendung der Bestimmungen des bürgerlichen Gesetzbuches über 
Schadenersatz und Genugthuung gegen jeden Eingriff in diese wirt^ 
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schaftlichen Güter, die ja weder körperliche Sachen noch Eechte im 
Sinne des Gesetzbuches waren, anzurufen ! Ebenso wenig kann in den 
Bestimmungen des gemeinen Strafrechtes eine Abhilfe gefunden wer- 
den. Allerdings in den Fällen des gröblichsten Missbrauches konnte 
die Verfolgung wegen Betruges veranlasst werden; allein unsere 
Gerichte sind niemals so weit gegangen, wie z. B. die churhessischen, 
die den Missbrauch einer fremden Waarenbezeichnung (Handelsmarke) 
auf Grund der allgemeinen strafrechtlichen Bestimmungen in allen 
Fällen mit der Betrugsstrafe belegen (vgl Landgraf, Commentar zu 
dem deutschen Beichsgesetz beti'eflfend den Markenschutz, S. 7, Anm.). 

In anderen flagranten Fällen konnte vielleicht mit einer 
Ehrenbeleidigungsklage geholfen werden; allein in den meisten 
Fällen wurde auf Grund des gemeinen Rechtes ein Schutz gegen 
unehrbare Concurrenz überhaupt nicht gewährt; es war eben 
dieser Begriff in seiner Allgemeinheit dem österreichischen Rechte 
fremd geblieben. Und dieses ist auch heute noch der Standpunkt 
der österreichischen Gesetzgebung. Nur durch specielle Gesetze 
und nur in einzelnen Richtungen demnach wurde und wird auch 
noch gegenwärtig in Oesterreich ein Rechtsschutz gegen con- 
cm'rence döloyale geboten. 

Abgesehen von den hier nicht zu behandelnden Gesetzen 
zum Schutze des Autorrechtes, der Industrieprivilegien und des 
Rechtes auf Muster und Modelle bestehen in Oesterreich Gesetze 
gegen concurrence döloyale: 

1. zum Schutze von Firma, Namen, Wappen und Etablisse- 
mentbezeichnung gewerbetreibender Personen ; 

2. zum Schutze von Waarenbezeichnungen, insbesondere 
gewerblichen Marken ; 

3. gegen die Anmassung nicht zustehender Auszeichnungen und 
gegen die Anwendung gewisser anderer unehrbarer Mittel, einem 
Geschäftsetablissement dei^^ Anschein grösserer Bedeutung zu geben. 

4. Eine Bestimmung, betreffend das Verbot der Herabsetzung 
der Person oder Waare eines anderen Gewerbsmannes ist zwar 
nicht im heutigen österreichischen Rechte, wol aber in dem 
derzeit in Verhandlung befindlichen Entwürfe eines österreichischen 
Strafgesetzes enthalten. 

Die Grundzüge der betreffenden Gesetze und Bestimmungeu 
sollen im Folgenden kurz dargelegt werden. 
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III. 

1. Firma, Namen, Wappen nnd Etablissements-Bezeichnnn^. 

Die älteren Vorschriften des österreichischen Rechtes, welche 
die Führung bestimmter Personennamen anordnen und das Tragen 
falscher Namen, insbesondere die Falschmeldung verbieten, dienen 
entweder nur den Zwecken der Evidenzhaltung des Personenstandes 
(Patent vom 17. Februar 1784, kais. Verordnung vom 20. December 
1848, Nr. 39 ß. G. BL, a. h. Entschliessung vom 1. Juni 1826, 
Hofkanzleidecret vom 5. Juni 1826 u. s. w.), oder sie tragen einen 
rein strafrechtlichen Charakter (§. 201, lii d,§. 320, lit. e und galig. 
Strafgesetzes). Selbst die älteren Vei*ordnungen, betreffend das Becht 
und die Pflicht der Firmaprotokollierung charakterisieren sich als 
Theile des Bechtes der Administration ; privatrechüiche Motive liegen 
ihnen vollkommen fem. So wird in der Hofentschliessung vom 
4. September 1755 und ebenso im Hofdecret vom 29. September 
1812 als der Zweck der Vorschriften über die Firmenregister an*- 
geführt, »strafbaren Unordnungen vorzubeugen, jedermann, dem 
daran gelegen ist, daiüber Auskunft zu ertheilen und von der Echtheit 
der Unterschrift die erforderliche üeberzeugung zu erhaltena. Auch 
die zahlreichen nachfolgenden und meist nur für einzelne Provinzen 
giltig erlassenen Vorschriften über die Firmaprotokollierung (Privileg 
vom 23. Mai 1774 §. 6 und 23. Jänner 1775 §. 5, Hofkanzlei- 
decret vom 23. Juni 1806, I, §. 9 u. s. w. — vgl. Stubenrauch 
Osten*. Gewerberecht, §. 62 — bis herab zu den erst durch das 
allg. Handelsgesetzbuch aufgehobenen Ministerialverordnungen vom 
12. August 1853, Nr. 166; 20. Aprill854, Nr, 100; 13.April 1857, 
Nr. 79; 16, September 1857, Nr. 168; 28. April 1860, Nr. 109 
und vom 13. Mai 1860, Nr. 123 E. G. El) gehen durchwegs von 
dem gleichen Standpunkte des öffentlichen Bechtes und Inter- 
esses aus. 

Das System, nach welchem das allg. Handelsgesetzbuch 
das Firmenrecht aufbaut, ist ein gemischtes : der eine Theil seiner 
Bestimmungen zielt auf amtliche Ueberwachung des Firma- 
wesens: ihr Zweck ist in erster Linie die Hintanhaltung einer Täu- 
schung des PubUcums über den Bestand und die Identität von 
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Finnen. Die Fostulate, denen dieser Theil der handelsgesetzlichen 
Normen dient, sind das Princip der Publicität der Firma, das Frincip 
der möglichsten Wahrheit und das Princip der Unterscheidbar- 
keit der Firmen. Der andere Theil der Vorschriften des allg. Handels- 
gesetzbuches geht aus von der Anerkennung der Firma als eines 
Wertes, eines Objectes privatrechtlicher Herrschaft. Die Adoption 
des Principes der Uebertragbarkeit einer Firma und die 
Anerkennung des Bechtes auf privatrechtlichen Schutz 
gegen den Missbrauch einer Firma sind die Gonsequenzen dieser 
Grundidee. 

Innerhalb der durch die BQcksicht auf die eben bezeichneten 
Principien gezogenen Grenzen gestattet das Gesetz die freie Wahl 
der Firma. 

Die Normierung der Materie des Firmenrechtes (erstes Buch, 
dritter Titel, allg. Handelsgesetzbuch) gehört jedenfalls zu den gelun^ 
gensten Partieen des Gesetzes. Es hat einerseits das althergebrachte 
Princip der of&ciosen üeberwachnng des Firmenwesens im öffent- 
lichen Interesse in sehr glficklich gewählten Detailbestimmungen Aus- 
druck gefunden, das Gesetzbuch hat sich anderseits die französische 
Theorie von dem privatrechtlichen Schutze gegen Missbrauch einer 
bestehenden und gegen den Gebrauch einer nicht zustehenden Firma 
anzueignen verstanden. Die vollständige und strenge Handhabung 
der Bestimmungen des Handelsgesetzbuches würde ein sehr wirk- 
sames Mittel gegen die im Missbrauche oder unbefugten Gebrauche 
einer Firma gelegenen concurrence d^loyale bilden. Der Schwerpunkt 
des Titels über die Handelsfirma liegt — wie auch Hahn, Com- 
mentar, 3. Aufl., S. 83 hervorhebt — in der Publicität der Firmen. 
Durch die Eintrs^ung der Firmen und aller dieselben betreffenden 
wesentlichen Momente in ein öffentliches, jedermann zugängliches 
Begister (Art. 19, 25, 12. Abs., 2), durch die Veröffentlichung dieser 
Eintragungen (Art. 13) ist dem Publicum jederzeit die Möglichkeit 
gewährt, sich von dem eine Firma betreffenden wahren Sachverhalt 
Kenntnis zu verschaffen. 

Schon die Publicität der Firma wird die AneigQung einer nicht, 
zustehenden Firma sehr erschweren, dem durch den unbefugten 
Gebrauch oder den Missbrauch einer Firma Verletzten die Eenntnia 
von der Verletzung seines Bechtes vermitteln, sie wird den hiezu 
berufenen Behörden (vgl. §. 13 des Einfdhrungsgesetzes zum allg. 
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Handelsgesetzbuch) sowie dem Verletzten selbst den Anlass zor 
Anzeige an das mit der üeberwachung der Ordnung betraute 
Handelsgericht (Art. 26), eventuell dem in seinem Rechte Gekränkten 
auch den Anlass zur Schadenersatzklage (Art. 27) bieten. In diesem 
Sinne ist die obligatorische Oeflfentlichkeit det Firma ein wirksames 
Mittel im Dienste der Repression einer concurrence döloyale. 

Demselben Zwecke dienen auch jene Vorschriften des Gesetzes, 
in denen das Postulat der Wahrheit der Firma seinen Ausdruck 
gefunden hat. 

Die Firma soll wahr sein, heisst: es soll schon aus dem Wort- 
laut erkennbar sein, wer deren Inhaber ist. Diesem Grundsatze ent- 
sprechend darf — den Fall der Erwerbung einer bestehenden Firma 
ausgenommen — ein Kaufmann, der sein Geschäft ohne Gesell- 
schafter oder nur mit einem stillen Gesellschafter betreibt, nur 
seinen Familiennamen — mit oder ohne Vornamen — als Firma 
fähren, er darf der Firma keinen Zusatz beifügen, welcher ein 
Gesellschaftsverhältnis andeutet. (Art. 16 ) 

Die Firnia einer offenen Handelsgesellschaft muss entweder die 
Namen sämmtlicher Gesellschafter oder den Namen wenigstens 
eines öffentlichen Gesellschafters mit einem, das Vorhandensein der 
Gesellschaft andeutenden Zusatz enthalten. Letztere Bestimmung 
gilt auch für die Firma der Commanditgesellschaft. Die Namen 
anderer Personen, als der persönlich haftenden Gesellschafter dürfen 
in die Firma einer Handelsgesellschaft nicht aufgenommen werden, 
auch darf sich keine offene Handelsgesellschaft oder Commandit- 
gesellschaft als Actiengesellschaft bezeichnen, selbst dann nicht, 
wenn das Capital der Commanditisten in Actien zerlegt ist. (Art. 17, 
vgl. auch Art. 168.) In die Firma einer Actiengesellschaft darf der 
Name von Gesellschaftern oder anderen Personen nicht aufgenommen 
iverden. Sie muss in der Regel von dem Gegenstand der Unterneh- 
mung der Gesellschaft entlehnt sein. (Art. 18.) 

Der Forderung der Wahrheit der Fiima entspricht ferner die 
Vorschrift, dass die Veräusserung einer Firma als solcher abge- 
:Sondert von dem Handelsgeschäfte, für welches sie bis dahin geführt 
wurde, nicht zulässig ist. (Art. 23.) 

Nimmt man nun noch hinzu, dass auch der Erwerber eines 
bestehenden Handelsgeschäftes nur bei Zustimmung des bisherigen 
Oeschäftsinhabers oder seiner Erben die bisherige Firma fortzu- 
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führen befugt ist (Art. 22), und dass der Name eines austretenden 
Gesellschafters in der Firma der ohne ihn fortbestehenden Handels- 
gesellschaft nur mit seiner Einwilligung belassen werden kann 
(Art. 24, Abs. 2), so wird vor allem anzuerkennen sein, dass in 
allen diesen Bestimmungen ein weitgehender Schutz des bürgerliche!! 
Namens gegen dessen unbefugte Verwendung in einer fremden Firma 
gelegen ist. In der Kegel darf in keiner Firma der Name einer 
anderen Person, als einer solchen, die den Gläubigem der Firma 
mit ihrem ganzen Vermögen haftet, genannt werden. (Art. 16, 17, 
18.) Eine Ausnahme ist nur in den Fällen des Art. 22 und 24, allein 
auch in diesen Fällen nur dann gestattet, wenn der Träger des 
bürgerlichen Namens (eventuell die Erben) in die Fortführung der 
seinen Namen enthaltenden Firma gewilligt hat. 

Wer ausser diesen Fällen einen fremden Namen in seiner 
Fimia führt, handelt unbefugt. Gegen ihn hat das Handelsgericht 
von Amtswegen mit Ordnungsstrafen (Geldstrafen, die laut§. 12 des 
Einführungsgesetzes zwischen 10 und 300 fl., also allerdings nicht 
gerade sehr empfindlich, auszumessen sind und überdies auch bei 
Insolvenz des Bestraften nicht in Arrest umgewandelt werden 
können, also gänzlich entfallen!) vorzugehen. (Art. 26.) Auch steht ' 
es dem durch unbefugte Verwendung seines Namens in einer frem- 
den Firma in seinem Kechte Verletzten zu, im Klagewege die Unter- 
lassung der weiteren Fühnmg der Firma und vollen Schadenersatz 
zu verlangen, üeber Vorhandensein und Höhe des Schadens ent- 
scheidet das Handelsgericht nach seinem Eimessen. Auch die 
Veröffentlichung des Erkenntnisses auf Kosten des Verurtheilten 
kann das Gericht verfügen. (Art. 27.) 

Die Mittel, die hier zum Schutze des Namens gegen dessen 
unbefugte Verwendung in einer fremden Firma aufgeboten sind, 
sind zahlreich: Ofßciöse üeberwachung der Correctheit der Firmen 
bei deren Eintragung, Bestrafung einer trotz dieser üeberwachung 
etwa vorgekommenen Incorrectheit, Schadenersatzklage des Ver- 
letzten, Publication des schuldigsprechenden Erkenütnisses. Zwar 
was die Schadenersatzklage anbelangt, wird für das österreichische 
Kecht in Hinblick auf die Bestimmungen der §§. 1323, 1324 allg. 
bürgerl. Gesetzbuch zugegeben werden müssen, dass ein Ersatz 
des Gewinnentganges nur dann verlangt werden könne, wenn die 
unbefugte Aufnahme oder Fortführang eines Namens, der nicht der 
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bürgerliche Name des Firmaträgers ist, in dessen Firma aus bdser 
Absicht oder auffallender Sorglosigkeit des Firmanten erfolgt ist; 
im Falle eines geringeren Verschuldens wird nur der Ersatz des 
eigentlichen Schadens (damnum emergens) gefordert werden können. 
(Art. 283 allg. Handelsgesetzbuch als nur auf Hangelsgescbäfte 
bezüglich, findet selbstverständlich keine Anwendung! Irrig Brix, 
Gonmientar zum allg. Handelsgesetzbuch, S. 48.) Allein wie selten 
werden die Fälle sein, in denen der Sichter berechtigt ist, das 
Vorhandensein blos eines geringeren Verschuldens anzunehmen! 
Kann doch nicht leicht jemand in Unkenntnis darüber sein, 
welchen Namen in seiner Fiima zu führen ihm zusteht ! 

Innerhalb dieser durch die §§. 1323, 1324 cit. gesetzten, 
durch das Handelsgesetzbuch nicht beseitigten Schranken ist nun 
die Entscheidung sowohl über das Vorhandensein eines Schadens, 
als auch über die Höhe desselben dem Ermessen des Bichters 
anheimgegeben. Allerdings wird auch in diesem Falle das richter- 
liche Eimessen nicht mit Willkür, auch nicht mit einer princip- 
losen Billigkeit verwechselt werden dürfen, es wird deshalb in 
allen Fällen der Bichter auf das Ergebnis der über Bestand und 
Höhe des Schadens abgeführten Beweise Bücksicht nehmen, er 
wird deshalb auch die sachentsprechend angebotenen Beweise zu- 
lassen müssen. Allein er wird einerseits bei deren Würdigung nicht 
an die strengen Begeln der Oerichtsordnung über den Beweis ge- 
bunden sein, und er wird anderseits — entgegen dem sonst im öster- 
reichischen Civilprocesse geltenden Principe der Verhandlungs- 
maxime — auch ohne Antrag der Parteien alle Beweisaufnahmen 
anordnen können, die er als dienliche Basis seines Ermessens 
erachtet. Es hat also das Handelsgesetzbuch alles Erforderliche 
gethan, um in dieser Bichtung den »Notstand der Schadenersatz- 
processe«, über den noch unten gesprochen werden muss, zu besei- 
tigen, und überhaupt dem im Art. 27 gebotenen privatrechtlichen 
Schutz gegen concurrence deloyale möglichst wirksam zu gestalten. 

Wenn trotzdem die Klagen wegen unbefugter Verwendung 
eines fremden Namens in einer Firma so gut wie gar nicht vor- 
kommen, so dürfte der Grund nur darin liegen, dass die ofßciose 
üeberwachung der CoiTectheit und Gesetzmässigkeit der zu registrie- 
renden Finnen von den zur Führung der Handelsregister berufenen 
Gerichten mit grosser Aufmerksamkeit geübt und hiedurch eine so 
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weitgeb^de Prävention geschaffen wird, dass eben desbalb die An- 
w^dung von Bepressivmassregeln gar nicbt in Frage kommt. 

Mit der gleicben Sorgfalt mid dem gleich günstigen Erfolge 
wachen die mit der Ausübung der Handelsgerichtsbarkeit betrauten 
Gerichte für die Durchfflhrung des Principes der deutlichen Unter- 
scheidbarkeit aller protokollierten Finnen. Dieses Frincip hat seinen 
Ausdruck gefunden in den Art. 20 und 21 des allg. Handelsgesetz- 
buchs. Jode neue Firma muss sich von allen, an demselben Orte 
oder in derselben Gemeinde bereits bestehende und in das Handels- 
register eingetragenen Firmen deutlich unterscheiden. (Art 20, 
Abs. 1.) Ja, dieser Grundsatz der deutlichen Unterscheidbarkeit der 
Firmen wird mit solcher Consequenz durchgeführt, dass ein Kauf- 
mann selbst den eigenen Namen dann nicht ohne deutlich unter- 
scheidenden Zusatz als seine Firma benützen darf, wenn eine in das 
Handelsregister bereits eingetragene Firma diesem Namen gleich- 
lautet. (Art. 20, Abs. 2.) Diese Vorschriften finden volle Anwendung 
auch auf die Zweigniederlassungen der Firmen. (Art. 21, Abs. 2.) 
Letztere Bestimmung wird jedenfalls auch zur Hintanhaltung einer 
Umgehung der Vorschrift des Art. 20 dienen. 

Der privatrechtliche Ausdruck des Principes der deutlichen 
Unterscheidbarkeit liegt in der Ausschliesslichkeit des Rechtes des 
Firmainhabers auf die far ihn gesetzmässig registrierte Firma. Der 
Schutz dieses Bechtes ruht in den bereits angefahrten Bestim- 
mungen der Art 26 und 27. Wenn nun auch vielleicht in einzelnen 
Fällen die Gerichte das Moment der Deutlichkeit der Unterscheidung 
zweier Firmen nicht genügend urgieren (ein Vorwurf, der jedenfalls 
auch gegen Brix, Commentar, S. 41 erhoben werden muss), und 
also Verwediselung auf der einen, unehrbare Concurrenz auf der 
anderen Seite nicht ^zlich ausgeschlossen ist, so ist dennoch der 
präventive Schutz, den auch in dieser Sichtung die amtliche Ueber- 
wachung der Correctheit der Eintragungen in das Handelsregister 
thatsächlich bietet, ein so ausreichender, dass Klagen wegen 
Führung einer gleichlautenden Firma sehr selten sind. Ein Fall 
einer solchen Klage ist der unter Nr. 319, in der Adler- Clemens^- 
schen Sammlung angeführte. 

Allein der Firmenschutz, den das Handelsgesetzbuch gewähren 
will, beschränkt sich nicht auf die Untersagung der Protokollierung 
zweier nicht deutlich unterschiedenen Firmen an gleichem Orte oder 
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in derselben Gemeinde. Art. 27 ertheilt Jedem, der dm'ch den un- 
befugten Gebrauch einer Finna in seinen Kechten verletzt ist, das 
Kecht, den Contravenienten auf Unterlassung der weiteren Führung 
der Firma und auf Schadenersatz zu belangen. Ganz allgemein also 
— wie nach französischem Rechte — soll jeder Firmainhaber gegen 
jede Art von Missbrauch seiner Firma und die in diesem Missbrauche 
gelegene concurrence dfloyale geschlitzt sein. Die Pflicht, den vollen 
Schaden zu ersetzen, über dessen Vorhandensein und Höhe innerhalb 
der oben bemerkten Grenzen das Gericht nach freiem Ermessen zu ent- 
scheiden hat, die Publication des verurtheilenden Erkenntnisses 
sollen den Eingi'iff in das Firmenrecht eines Anderen strafen. Es 
finden ferner gegen den Missbrauch einer fremden Fii*ma, auch wenn 
nicht ein Verstoss gegen Art. 20 und 21 vorliegt, die Ordnungs- 
strafen, welche Art. 26 allg. Handelsgesetzbuches und § 12 des Ein- 
führungsgesetzes androhen, Anwendung. Allerdings kann in solchen 
Fällen, in welchen es sich nicht um die Begistrierung einer Firma 
handelt, der Natur der Sache nach eine Prävention durch officiose 
Thätigkeit nicht Platz greifen. Allein der Schutz, den die Art. 26 
und 27 gewähren, wäre trotzdem jedenfalls ein ausreichender. 
Dem gegenüber steht die gewiss befremdende Thatsache, dass Pro- 
cesse wegen Missbrauchs einer bestehenden Finna in Oesterreich so 
gut wie unbekannt sind. Also weder Prävention — noch Repression! 
Hier läge wol die Annahme nahe, dass unsere Handelswelt um so 
viel moralischer sei als die Frankreichs, wo die Processe wegen 
Missbrauches einer fremden Firma wahrlich nicht zu den Selten- 
heiten zählen. 

Sollte es also wirklich wahr sein, dass in Oesterreich Niemand 
fälschlich annonciert, er besitze ein Depot von Originalwaaren emes 
Fabrikanten, das er zu Fabrikspreisen verkaufe ; dass sich niemand 
fälschlich für den General-Agenten einer Gesellschaft ausgibt, zu 
der er in keiner oder doch nicht in der behaupteten Beziehung steht; 
dass niemand sein inländisches Fabrikat als von einer renommierten 
ausländischen Firma abstammend bezeichnet? Man frage nur am 
gehörigen Orte nach, und man wird Antworten erhalten, die beweisen, 
dass wir keinen Grund haben auf die französischen Kaufleute herab- 
zublicken. 

Die Ursache, aus welcher die trefflichen und sachgemässen Vor- 
schriften des Art. 27 in unsere Praxis bisher nur theil weise Eingang 
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gefunden haben, ist vielmehr lediglich darin zu suchen, dass diese 
Bestimmungen in Oesterreich viel zu enge interpretiert worden sind. 
Vor allem wird deren Anwendbarkeit auf andere Personen als auf 
Kaufleute vollen Kechtes von den österreichischen Praktikern (vgl. 
auch Brix, Commentar zum allg. Handelsgesetzbuch, S. 44) schlecht- 
hin in Abrede gestellt. Die Argumentation ist folgende: 

»Der Art. 10 allg. Handelsgesetzbuches und in dessen Abän- 
derung der §. 7 des Einführungsgesetzes scheiden die Kauf leute in 
zwei Classen: Kauf leute minderen Kechtes und Kauf leute vollen 
Eechtes. Nach §. 7 cit. finden einige Bestimmungen des Handels- 
gesetzbuches nur Anwendung auf die Kauf leute vollen Rechtes ; zu 
diesen Bestimmungen gehören auch die Bestimmungen über die 
Handelsfirmen; die Art. 26 und 27 sind enthalten in dem dritten 
Titel des ersten Buches des Gesetzes, welcher von »Handelsfirmen« 
handelt, auch diese Artikel finden somit nur Anwendung auf Voll- 
kaufleute. Nur gegen einen Vollkaufmann kann mit den Ordnungs- 
strafen des Art. 26, mit derKlagedes Art. 27 vorgegangen werden.« 

Man wird wohl zugeben müssen, dass der Wortlaut des 
Gesetzes eine solche Interpretation nicht ausschliesst. Allein wie 
formalistisch ist die Auslegung; wie wenig entspricht sie den 
Bedürfnissen der Handelswelt, dem Rechtsgefühl, dem Sinne und 
Geiste des Gesetzes! Ganz anders die deutschen Interpreten des 
Gesetzes! Hahn, Commentar, S. 44 spricht es als einen ganz 
unbestrittenen Satz aus, dass die Repressivbestimmungen der 
Art. 26 und 27 auch auf Kaufleute minderen Rechtes Anwendung 
finden, sowie auch aus seiner ganzen Darstellung dieser Materie 
hervorgeht, dass er an der Anwendbarkeit dieser Vorschriften 
auf und respective gegen Nichtkaufleute gar nicht zweifelt. Ihm 
hat die Vorschrift, dass die Bestimmungen des Gesetzes über 
die Firmen auf die Kaufleute minderen Rechtes keine Anwendung 
finden, nur den Sinn, dass diese Klassen von Kaufleuten keine 
Firma führen, also ihr Gewerbe nur unter ihrem bürgerlichen 
Namen betreiben dürfen (Hahn a. a. 0., S. 43). Die Richtigkeit 
dieser Auslegung des Gesetzes ist eine unzweifelhafte; es ist 
femer trotz der etwas unglücklichen Stylisierung des §. 7 des 
österreichischen Einführungsgesetzes sicherlich nicht daran zu 
denken, dass in dieser Richtung für Oesterreich etwas anderes 
gelte, als die Vorschrift des Gesetzbuches selbst. Will doch §. 7 
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cit. gewiss nichts anderes als von dem in Art. 10 enthaltenen 
Vorbehalte einer landesgesetzlichen Abänderung der Klassen der 
Eaufleute minderen Bechtes Gebrauch machen! Es ist demnach 
offenbar unstatthaft, aus demselben eine Beschränkung der 
Anwendbarkeit der Normen des Art. 26, Absatz 2 und des 
Art 27 auf Yollkaufleute herauszulesen, wie dies bei uns 
geschieht. 

Allein nicht genug hieran, so wird von den österreichischen 
Bechtsgelehrten (vgl. Stubenrauch, Handelsrecht, S. 84, Brix, 
Commentar zum a. H. 6. B., S. 47) noch die Beschränkung bei- 
gefügt, dass unter die Norm der Art. 26 und 27 mu* ein solcher 
Missbrauch einer fremden Firma falle, welcher bei Stellung 
eines Offertes, beim Abschluss eines Handelsgeschäftes oder bei 
Abgabe der Unterschrift begangen worden sei. Ausdrücklich 
wird noch beigefügt, dass der Missbrauch einer fremden Firma 
zur Bezeichnung auf Waaren oder deren Umhüllungen nicht unter 
das Handelsgesetz, sondern lediglich unter das Markenschutz- 
gesetz (kais. Patent vom 7. December 1858, Nr. 230 E. G. B ) 
falle — eine Behauptung, die jedenfalls in der keinerlei Aus- 
nahme statuierenden Fassung des Art. 27 keine Begründung findet. 
Da nun der Schutz, den das Markenschutzgesetz gewährt — wie 
unter Z. 2 dieses Abschnittes gezeigt werden soll — ein weniger 
umfassender ist, als der durch das Handelsgesetz gebotene, so 
liegt auch in dieser Interpretation eine Herabdrückung der Wirk- 
samkeit der handelsrechtlichen Bestimmungen. 

Die consequente Entwicklung dieser Ansicht führt aber über- 
dies zu dem Schlüsse, dass der Missbrauch einer fremden Firma 
in Circularen, Annoncen, ßeclamen u. dgl. m. ebenfalls nicht von 
den Bestimmungen des Handelsgesetzes getroffen werde. Da nun 
ein derai'tiger Missbrauch auch nicht unter die Strafsanction des 
Markenschutzgesetzes föUt, so zog ein solcher — bis zum Ein- 
tritte der Wirksamkeit der Gewerbegesetznovelle vom 15. März 
1883, Nr. 39, ß. G.-B. — soweit nicht etwa die Gewalt des 
Strafrichters angerufen werden konnte, weder eine Schadenersatz- 
pflicht noch eine Strafe nach sich. 

Aus dem Voranstehenden dürfte nun zur Genüge der Grund 
erhellen, aus welchem der Art. 27 cit. der österreichischen 
Judicatur so wenig zu schaffen gemacht hat. 
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Auch in diesem Falle hat die engherzige, formalistische 
Interpretation, die Abneigung gegen die Beception neuer Prin- 
cipien es bewirkt, dass trotz der weitgreifenden Neuerui^, die das 
Gesetz im wohlverstandenen Interesse des Verkehres in die Bechts- 
ordnmig eingeführt hat, es unter dem Drucke der den Juristen 
so verderblichen vis inertiae in sehr wesentlichen Stücken in der 
Praxis »beim Alten geblieben« ist. — Es ist wol nicht daran 
zu zweifeln, dass gerade der tief gefühlte üebelstand dieser dem 
Interesse der Handels weit so wenig dienlichen Praxis eine der 
massgebendsten Veranlassungen war fär die einschneidenden Be- 
stimmungen gegen concurrence döloyale, welche in der Gewerbe- 
gesetznovelle vom 15. März 1883 enthalten sind. Diese Bestim- 
mungen bilden eine — allerdings sehr nothwendige — Ergänzung 
der oben dargelegten handelsrechtlichen Normen. Sie sollen 
insbesondere die Bedlichkeit des Verkehres der nicht protokol- 
lierungspflichtigen Gewerbetreibenden unter ähnliche Garantien 
stellen, wie solche das Handelsgesetz far den Verkehr der 
Firmen bietet. Die Bestimmungen des Handelsgesetzbuches selbst 
werden durch die Gewerbegesetznovelle in keinem Punkte abge- 
ändert (vgl. §§. 45, 49, Z. 1, 50, 1. Absatz dw* Novelle). 

Die Principien, auf welchen die einschlägigen Bestimmungen 
(§§. 44 bis 50) dieser Novelle ruhen, sind zum Theile dieselben, 
welche dem Firmenrechte des Handelsgesetzbuches zu Grunde 
liegen: auch die Gewerbegesetznovelle fordert wie das Handels- 
gesetzbuch eine — allerdings viel geringere — Oeffentlich- 
keit der nominativen Bezeichnung der gewerblichen Unter- 
nehmung. Auch die Gewerbegesetznovelle stellt sich auf den 
Standpunkt, dass diese Geschäftsbezeichnung wahr sein, d. h. 
mit dem Namen des Geschäftsinhabers identisch sein solle. Die 
Novelle adoptiert femer das Princip der amtlichen U e b e r- 
w a c h u n g der Gesetzmässigkeit dieser Geschäftsbezeichnung, 
aber ebenso das Princip des privatrechtlichen Schutzes 
gegen jeden Eingriff in das einem Gewerbetreibenden zustehende 
Becht auf die ausschliessliche Vei*wendung seines Namens und 
gewisser namensähnlicher Bezeichnungen im Gewerbebetriebe. 
Dagegen lässt die Novelle das Postulat der Unterscheid- 
barkeit der äusseren Bezeichnung der einzelnen Gewerbs- 
untemehmungen unter einander — offenbar zum Schaden der 



— 32 — 

Hintanhaltung einer Concurrence deloyale — für die nicht 
protokollieningspflichtigen Gewerbetreibenden fallen. 

Was endlich das Princip der üebertragbarkeit der 
nominativen Oeschäftsbezeichnung anbelangt, so adoptiert die 
Gewerbegesetznovelle nicht den Grundsatz des allgemeinen Handels- 
gesetzbuches, dass eine üebertragung stets — aber auch nur — 
im Falle des gleichzeitigen Ueberganges des geschäftlichen 
Etablissements stattfinden könne, sondern setzt an die SteUe 
dieser einfachen Nonn complicierte Bestimmungen, die unten 
näher erörtert werden sollen. 

Das Princip der Publicität findet seine Verwirklichung in 
der Vorschrift des §. 44 der Novelle. Es ist jedenfalls eine 
lobenswerte Neuerung, dass nach diesem Paragraphen jeder 
Gewerbetreibende nicht nur — wie nach §. 49 der Gewerbe- 
ordnung vom 20. December 1859 Nr. 227 E. G. B. — berechtigt, 
sondern nunmehr auch verpflichtet ist, sich einer entsprechenden 
äusseren Bezeichnung auf seiner stabilen Betriebsstätte oder 
Wohnung zu bedienen. Es ist dies allerdings ein geringes Mass 
obligatorischer Publicität, und es wäre wohl zu wünschen gewesen, 
dass dieses Mass wesentlich erhöht worden wäre, etwa dadurch, 
dass die laut §. 145 der Gewerbeordnung bei der Gewerbe- 
behörde zu führenden Gewerberegister in analoger Weise, wie 
dies hinsichtlich der Handelsregister der Fall ist, far öffentlich 
erklärt worden wären. 

Zur vollen Bedeutung wird die Vorschrift des §. 44 erst 
erhoben durch die Bestimmungen der §§. 46 und 49, Z. 1, 3, 4 
und 5. Es sind dies die Bestimmungen in denen dem Postulate 
der Wahrheit der nominativen Geschäftsbezeichnung Ausdruck 
verliehen wird. 

Es muss vorausgeschickt werden, dass diese Bestimmungen 
durch die gleichzeitige Berücksichtigung verschiedenartiger Ver- 
hältnisse und Zwecke ziemlich verwickelte geworden sind. 

Zunächst muss unterschieden werden zwischen den ver- 
schiedenen Arten dieser nominativen Bezeichnung. Als solche 
führt §. 46 (conform mit §. 6 des Markenschutzgesetzes) an: 

1. Den Namen des Gewerbetreibenden, 

2. seine Firma, 

3. sein Wappen, 
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4. die besondere Bezeichnung seines Etablissements; hierunter 
ist zu verstehen das auf dem Geschäftsschilde etwa angebrachte 
Gemälde, eine in gleicher Weise ersichtlich gemachte Devise, der 
allegorische oder sonst willkührlich gewählte Name (Mercur, LaFerme 
u. s. w.) unter dem eben dieses Etablissement bekannt ist, u. dgl. m. 

ad 1 und 2. Das Gesetz (§. 46 Abs. 1) verbietet jedem 
Gewerbetreibenden, sich den Namen oder die Firma eines anderen 
inländischen Gewerbetreibenden zur äusseren Bezeichnung seiner 
gewerblichen Betriebsstätte, dann in Circularen, öffentlichen An- 
kündigungen und Preiscourants, insbesondere auch zur Bezeich- 
nung seiner Waare in solchen Circularen, Annoncen und Preis- 
courants willkührlich anzueignen. Zum Verständnisse dieser Be- 
stimmung muss darauf hingewiesen werden, dass das gleiche 
Verbot der eigenmächtigen Aneignung des Namens oder der 
Firma eines anderen inländischen Gewerbetreibenden zur Ver- 
wendung als Bezeichnung auf einer Waare selbst oder auf deren 
Umhüllung in §. 6 des Markenschutzgesetzes erlassen ist. 

Dem inländischen Gewerbetreibenden wirtf hinsichtlich des 
in §. 46 gewährten Schutzes durch §. 48 (und ebenso hinsicht- 
lich des durch das Markenschutzgesetz gewährten Schutzes durch 
das Gesetz vom 15. Juni 1865, E. G. B. Nr. 45, und die in 
Gemässheit desselben getroffenen internationalen Vereinbarungen) 
unter der Bedingung formeller Eeciprocität der ausländische 
Gewerbetreibende gleichgestellt. 

Alle jene Fälle eines im Gewerbebetriebe erfolgenden 
Namensmissbrauches, welche weder unter die eben citierte Bestim- 
mung des §. 46 noch unter das Verbot des §. 6 des Marken- 
schutzgesetzes fallen, trifft das Verbot des §. 49, Z. 1 und 4. 

Diese Gesetzesstelle enthält die Vorschrift, dass kein 
Gewerbetreibender sich in den Fällen, die nicht imter die Pro- 
hibitivbestimmungen des §. 46 cit. oder des Markenschutzgesetzes 
fallen, zur äusseren Bezeichnung seiner Betriebsstätte oder 
Wohnung, zur Bezeichnung seiner gewerblichen Erzeugnisse, 
sowie überhaupt in seinem Gewerbebetriebe und bei Abgabe 
seiner Unterschrift eines ihm nicht zustehenden d. i. eines anderen 
Namens, als seines vollen Vor- und Zunamens bediene, es wäre 
denn, dass er hiezu durch die bereits erfolgte Eegistrierung seiner 
Firma berechtiget wäre. 
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Diese Norm des §. 49 findet also Anwendung: 

1. auf jeden gewerblichen Missbrauch eines Namens, der 
in anderer Weise erfolgt, als durch Verwendung des Namens 
zur äusseren Bezeichnung der Betriebsstätte oder Wohnung, in 
Circularien, Annoncen und Preiscourants (§. 46, Abs. 1) oder 
durch dessen Anbringung auf der Waare selbst oder auf deren 
Umhüllung (§. 6 des Markenschutzgesetzes). Insbesondere bezieht 
sich demnach das Verbot des §. 49 auf die verbindliche Offerte 
(vgl. Art. 337 allg. H. G. B.), auf den Abschluss eines Geschäftes 
und auf die Abgabe einer Unterschrift; 

2. auf jede Art des gewerblichen Missbrauches eines 
Namens, welcher weder einem inländischen, noch einem in 
Gemässheit der Reciprocität geschützten ausländischen Gewerbe- 
treibenden eigenthümlich angehört. Dieses Verbot bezieht sich 
somit einerseits auf den Namen eines solchen ausländischen 
Gewerbetreibenden, für den mangels der Keciprocität das Schutz- 
recht des §. 46 nicht angerufen werden kann, anderseits auf 
jene Namen, die überhaupt keinem Gewerbetreibenden angehören. 
Die Vorschrift des §. 49 wird also insbesondere auch die Fälle 
treffen, in denen ein Gewerbetreibender den Namen einer ver- 
storbenen Person missbraucht oder sich einen fingierten Namen 
(Pseudonym) beilegt. Die Frage, ob das Verbot auch die Führung 
eines den Personalstandesregistem nicht entsprechenden Namens 
trifft, unter dem aber der Gewerbetreibende allgemein gekannt 
ist, (etwa Zunamens des Stiefvaters, unehelichen Vaters u, dgl.) 
dürfte, da in der Führung eines solchen Namens ein Act der 
concurrence döloyale überhaupt nicht gelegen ist, wohl eher zu 
verneinen sein. 

Des Missbrauches einer bestehenden Firma erwähnt §. 49 
überhaupt nicht. Allein, da unter Z. 4 dieses Paragraphen für 
alle jene Fälle, auf die er sich überhaupt bezieht, die gewerbliche 
Benützung jedes anderen Namens, als des vollen Vor- und 
Zunamens des Gewerbetreibenden untersagt ist, so ist eben 
hierin — den Fall des Gleichlautens dieser Firma mit jenem 
Namen ausgenommen — auch das Verbot des Gebrauches jeder 
fremden Firma gelegen. 

Wenn wir nun die eben angeführten Normen des §. 46, 
Abs. 1 und des §. 49, Z. 1 imd 4 unter Einbeziehung der 
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Vorschrift des §.6 des Markenschutzgesetzes zusammenhalten, 
so ergibt sich vor Allem, dass jede Art des Missbrauches eines 
fremden Namens oder einer fremden Pinna unter das Verbot 
des Gesetzes Mit. Es wird insbesondere durch diese Bestim- 
mungen auch gegen den Missbrauch einer Firma durch einen 
nichtprotokollierten Gewerbsmaun nunmehr ausdrücklich jener 
Schutz geboten, den zwar das Handelsgesetzbuch bereits statuiert, 
die östen-eichische Praxis aber bisher nicht gewährt hat. Der 
Schutz für Namen und Firma ist demnach ein allumfassender: 
jeder Missbrauch, der nicht zu den in §. 46 oder §: 6 cit. ver- 
pönten Fällen gehört, unterliegt ausnahmslos der * Vorschrift 
des §. 49. 

Warum nun diese Auseinanderhaltung, diese Trennung in 
zwei Paragi-aphen ? Worin liegt der Unterschied der Normiening 
der verschiedenen Fälle? Etwa in einer rerschiedenen Art der 
Strafsanction för die verschiedenen Arten der Contravention ? 
Eine solche Verschiedenheit besteht thatsächlich nicht (vgl. §. 47 
mit §. 50). 

Der wesentliche Unterschied ruht vielmehr darin, dass 
§. 46 nur die widerrechtliche Aneignung der fremden 
nominativen Bezeichnung verbietet, also nur die Aneignung gegen 
den Willen oder ohne das Wissen des Namens- oder Firma- 
berechtigten; der §.49 aber unterscheidet (unter Ausschluss der nur 
nach dem Handelsgesetzbuche zu beurtheilenden Fälle) nicht 
zwischen den Fällen, in welchen ein Namens- oder Finnaträger 
«inem Gewerbetreibenden den Gebrauch dieses Namens oder 
dieser Firma gestattet und den Fällen, da ohne solche Gestat- 
tung ein derartiger Gebrauch gemacht wird. 

Es muss noch beigefügt werden, dass laut §. 47 die unter 
§. 46 fallenden Eingriffe nur dann mit Strafe belegt werden, 
wenn der in seinem Rechte Verletzte die Untersuchung beantragt 
und sein auf Bestrafung gerichtetes Begehren nicht vor Bekannt- 
machung des Erkenntnisses an den Angeklagten widemift. Im 
Falle einer Contravention gegen §. 49 dagegen, findet die Ver- 
folgung und Bestrafung ohne ßücksicht auf eine etwaige Gestat- 
tung der Namens- oder Firmabenützung seitens des Namens- oder 
Firmaberechtigten und ohne dass das Begehren einer etwa in ihrem 
Rechte verletzten Person abzuwarten wäre, von Amtswegen statt. 

3* 
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Der Grund für diese gewiss eigeuthümliche Art der Nor- 
mierung ist nur zu suchen in der Bücksicht auf die einschlägigen 
Bestimmungen des Markenschutzgesetzes. Gleich dem §. 46 
untersagt §. 6 des Markenschutzgesetzes nur die eigenmäch- 
tige Aneignung der fremden nominativen Bezeichnung zur Ver- 
wendung derselben auf aar Waare selbst oder auf deren 
Umhüllung. 

Ebenso macht §. 24 dieses Gesetzes die Verfolgung eines 
Eingriffes von dem Begehren des Verletzten und der Aufrecht- 
haltung dieses Begehrens abhängig. 

Es sollte nun vermieden werden, dass die Verwendung 
fremder Namen, Firmen, Wappen imd eigenthümlicher Etablisse- 
mentsbezeichnungen zur äusseren Bezeichnung der Betriebsstätte, 
dann in Circularien, Annoncen und Preiscourants, insbesondere zur 
derartigen Bezeichnung von Waaren (§. 46 der Gewerbegesetz- 
novelle) in solchen Fällen amtlich verfolgbar und strafbar sei, 
in welchen deren Verwendung zur Bezeichnung auf den 
Waaren selbst (§. 6 des Markenschutzgesetzes) nicht verfolgt 
werden kann. 

Es dürfte wohl kaum zu bezweifeln sein, dass es sich eher 
empfohlen hätte, die Bestimmungen des Markenschutzgesetzes 
im Sinne grösserer Strenge abzuändern und in Conformität mit 
den Principien des Handelsgesetzbuches die Bestrafimg, die ja 
im öffentlichen Interesse erfolgt, auch in allen Fällen von Amts- 
wegen und unabhängig von der Zustimmung des in seinem 
Eechte Verletzten eintreten zu lassen. Bietet doch auch gerade 
diese Bestimmung des §. 47 die Handhabe zu verschiedenen 
unlauteren Transactionen ! 

Auf der einen Seite wird die Möglichkeit geschaffen, dass der 
Privatkläger mit der Strafe selbst, die das Gesetz androht, 
Handel treibe und sich die Zurückziehung des Straf begehrens um 
möglichst hohen Preis abkaufen lasse ; auf der anderen Seite ist 
der Fall nicht ausgeschlossen, dass ein Gewerbetreibender einem 
andern auch ausser dem Falle der üebertragung seines Etablisse- 
ments, ja vielmehr gerade nur dann, wenn und solange er selbst 
noch ein Gewerbetreibender ist (vgl. §. 46, Abs. 1), das Recht 
überlässt, seinen Namen, sein Wappen und die eigeuthümliche 
Bezeichnung seines Etablissements und soweit nicht Art. 26 und 27, 
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allg. H. G. B. entgegenstehen, auch seine Firma zu den im §. 46 
benannten Zwecken zu benützen und auf solche Art allen übrigen 
ConcuiTenten eine gewiss nicht loyale Concurrenz zu machen!! 

Zu allen diesen Bedenken kommt noch das folgende : 

Aus den Bestimmungen des §. 46, der auch hierin sich an 
das Markenschutzgesetz aüschliesst, erhellt, dass das Gesetz mit 
dieser Vorschrift zunächst nur den Schutz der inländischen 
Industrie bezweckt hat; nach §. 48 soll sodann der ausländische 
Gewerbetreibende den gleichen Schutz unter der Bedingung for- 
meller ßeciprocität gemessen. 

Allein anderseits wollte das Gesetz aus Bücksichten des 
öffentlichen Interesses, um Täuschungen der Kunden hintanzuhalten, 
es überhaupt ausschliessea, dass sich ein Gewerbetreibender in 
semem Geschäftsbetriebe eines anderen Namens oder einer anderen 
Fiima bediene, als ihm nach dem Gesetze zustehen. Dieser Bück- 
sicht auf das öffentliche Interesse verdanken die Vorschriften der 
Z. 1 und 4 des §. 49 ihre Entstehung. Consequenter Weise erfolgt 
auch die Verfolgung jeder Uebertretung dieser Bestimmungen von 
Amtswegen. Um aber hierin mit den Bestimmungen des Marken- 
schutzgesetzes und den diesen nachgebildeten Bestimmungen der 
§§. 46 lind 47 nicht in Collision zu kommen, mussten bben jene Fälle, 
die unter jenes Gesetz oder unter diese Paragraphen fallen, von 
den Vorschriften des §. 49, Z. 1 uitd 4 ausgenommen werden, wie 
dies auch geschehen ist. 

Allein hieraus ergibt es sich, dass der Missbrauch eines 
geschützten Namens und einer geschützten Firma nur 
über Verlangen des Verletzten, der Missbrauch derartiger den 
Schutz der §§. 46 und 48 nicht geniessender, nominativer Bezeich- 
nungen aber von Amtswegen zu verfolgen ist. 

Wäre es — falls überhaupt entgegen der diesbezüglichen 
Norm des Handelsgesetzbuches zwischen inländischen und aus- 
ländischen Gewerbetreibenden ein unterschied in dem Ausmass 
des gewerblichen Schutzes gemacht werden wollte — nicht viel 
passender gewesen, die Verfolgung und Bestrafung jeder Art von 
Conteavention von Amtswegen eintreten zu lassen, dagegen das 
Becht auf Schadenersatz nur dem inländischen und dem in Gemäss- 
heit der ßeciprocität zu schützenden ausländischen Gewerbetreiben- 
den zu ertheilen? 
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Ad 3 und 4. Gemäss §. 46, Abs. 1 und §. 47 gemessen das 
Wappen mid die besondere Bezeichnmig eines Etablissements nur 
dann den Schutz des Gesetzes, wenn sie einem inländischen oder 
einem solchen ausländischen Gewerbetreibenden angehören, der in 
Folge internationaler ßeciprocität dem Inländer gleichgestellt ist. 
Wappen und Bezeichnung des Etablissements anderer Personen 
sind überhaupt nicht unter den Schutz des Gesetzes gestellt; 
§. 49 erwähnt dieser Arten nominativer Geschäftsbezeichnun- 
gen nicht. 

Bezüglich derselben ist somit jene Trennung zwischen 
inländischen und schutzverwandten ausländischen Gewerbetreibenden 
einerseits und nicht zu schützenden Ausländern anderseits mit aller 
Strenge durchgeführt, welche Scheidung das Gesetz vielleicht auch 
hinsichtlich der anderen nominativen Bezeichnungen intendiert, aber 
nicht verwirklicht hat. 

Es liegt auf der Hand, dass vom Standpunkte der mög- 
lichsten Eepression deloyaler Concurrenz eine solche Unterschei- 
dung nicht zu billigen ist. Die Concurrenz, die unter Benützung 
fremder nominativer Bezeichnungen erfolgt, ist ja unehrlich nicht 
nur gegen den, dessen Namen etc. missbraucht wurde, sondern 
auch gegen alle übiigen Concurrenten ; denn auch ihnen schadet 
es, dass ein Mitbewerber seinen Waaren auf solche Art ein 
grösseres Zutrauen der Kunden verschafft, als diese sonst — nach 
seiner eigenen durch die That ausgedrückten Ansicht — gemessen 
würden. • 

Die Gestattung eines solchen ünfiiges entspricht nicht dem 
Principe der absoluten Wahrheit dieser Geschäftsbezeichnungen, 
welches im übrigen in der Novelle im Interesse der Hintan- 
haltung jeder concurrence döloyale so stark betont wird. 

Als eine wichtige Consequenz dieses Principes muss hervor- 
gehoben werden, dass laut Abs. 3 des §. 46 das Gesetz seinen 
Schutz nicht auf jene Fälle beschränkt, in denen die nominative 
Bezeichnung einer fremden gewerblichen Unternehmung genau in 
jener Form missbraucht wurde, in welcher sie von dem Berech- 
tigten selbst gebraucht wird. 

In Anlehnung an §. 16 des Markenschutzgesetzes und an 
den für Markenschutzsachen erflossenen Handels-Ministerial-Erlass 
vom 15. Juni 1863, Zahl 5606 wird vielmehr in den Fällen des 
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§. 46 der Schutz des Gesetzes auch dann gewährt, wenn bei der 
widerrechtKchen Bezeichnung oder ftlschlichen Ankündigung der 
Name, die Firma, das Wappen, die besondere Bezeichnung des 
Etablissements oder die Angabe der fremden Betriebsstätte mit 
solchen Zusätzen, Weglassungen oder Veränderungen wieder- 
gegeben wird, welche bei gewöhnlicher Aufmerksamkeit nicht 
wahrzunehmen sind. 

Es muss hervorgehoben werden, dass auch diese Bestimmung 
nm* zu Gunsten inländischer und schutzverwandter ausländischer 
Gewerbetreibenden Anwendung findet. Allein die Folge dieser 
Beschränkung ist nicht etwa die, dass Name und Firma eines 
nicht geschützten Ausländers (Wappen und Bezeichnung des 
Etablissements sind wie ei*wähnt für solche überhaupt nicht 
geschützt) bei Anbringung irgend welcher unmerklichen Verän- 
derungen von Jedermann gebraucht werden dürfen: dies ist nach 
§. 49, Zahl 1 und 4 nicht zulässig. Die Folge dieser Beschrän- 
kung der Anwendbarkeit des Gesetzes dürfte vielmehr nur die 
sein, dass dem Ausländer, der sich eben nicht auf die Vorschrift 
des §. 46, Abs. 3 berufen kann, im Falle einer solchen Contra- 
vention die civilrechtliche Klage auf Schadenersatz wol nicht 
zugestanden werden wird. Eine neue Complication in diesen so 
complicierten Vorschriften der Gewerbegesetznovelle! 

Von diesen Vorschriften bleiben noch zwei, welche sich auf 
das Princip der Wahrheit der gewerblichen Bezeichnungen be- 
ziehen, zu erwähnen. 

Unter Zahl 3 des §. 49 wird untersagt, dass ein Gewerbe- 
treibender zur äusseren Bezeichnung seiner Betriebsstätte oder 
Wohnung, zur Bezeichnung von Gewerbserzeugnissen, oder über- 
haupt beim Betriebe seiner Geschäfte und bei Abgabe seiner 
Unterschrift sich einer Bezeichnung bedient, welche die Annahme 
eines Gesellschaftsverhältnisses zulässt, während ein solches that- 
sächlich nicht besteht. Auszunehmen von diesem Verbote sind nur 
jene Fälle, in welchen die Art. 22 bis 24 allg. Handelsgesetzbuches 
auch einem Einzelkaufmanne die Beibehaltung einer Firma ge- 
statten, welche ursprünglich Gesellschaftsfirma war. 

Nach Zahl 5 des §. 49 macht sich femer einer Uebertretung 
schuldig jeder Gewerbetreibende, der beim Bestände eines Gesell- 
schaftsverhältnisses sich in seinem Gewerbebetriebe einer Bezeich« 
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nung bedient, in welcher nicht Mos Namen von Gesellschaftern, 
sondern ausserdem ein das Vorhandensein einer Gesellschaft an- 
deutender Zusatz enthalten ist. Auch hier sind aber jene Fälle 
auszunehmen, in denen die Führung einer deraiiigen Firma im 
Sinne des Handelsgesetzbuches gestattet ist. 

Auch diese Vorschriften der Z. 3 und 5 des §. 49, durch 
welche dem Unwesen der sogenannten nicht protokollierten Firmen 
wol für alle Zukunft ein Ende gemacht sein dürfte, erleiden 
übrigens jene Einschränkung, die gegenüber allen Vorschriften 
des §. 49 aus den bereits dargelegten Bestimmungen des §. 46 
der Novelle und des §. 6 des Markenschutzgesetzes zu ent- 
nehmen ist. 

Fassen wir nun die voranstehenden Grundsätze der Gewerbe - 
gesetznovelle, die das Princip der möglichsten Wahi*heit der 
äusseren nominativen Bezeichnung einer gewerblichen Unter- 
nehmung zum Ausdrucke bringen, kurz zusammen, so werden wir 
zugestehen, dass abgesehen von jenen Complicationen, welche 
einerseits durch die Tendenz einer Bevorzugung der inländischen 
Industrie und anderseits durch die Bücksicht auf die Bestimmun- 
gen des Markenschutzgesetzes in die Vorschriften* der Gewerbe- 
gesetznovelle getragen worden, diese Vorschriften jenes Princip mit 
noch grösserer Strenge durchfahren, als dies im Handelsgesetz- 
buche geschehen ist. 

Der Haupttenor liegt in der jede freie Wahl der gewerb- 
lichen Bezeichnung mit Namen oder Firma ausschliessenden 
Bestimmung des §. 49, Zahl 4, welche Gesetzesstelle die Be- 
zeichnung mit vollem Vor- und Zunamen zur obligatorischen 
macht. Es ist zu wünschen, dass die Einhaltung dieser Vorschrift 
mit aller Strenge durchgesetzt werde. 

Was nun die Verfolgung und Bestrafung einer Uebertretung 
der §§. 46 und 49 anbelangt, so macht sich auch hierin jener 
Gegensatz geltend, der durch die verschiedenartige Tendenz und 
Formulierung dieser beiden Paragraphen bedingt ist. 

Die Verfolgung einer Contravention gegen §. 49 erfolgt 
von Amtswegen, in den Fällen des §. 46 dagegen ist — aus der 
wiederholt erwähnten Rücksicht auf die Conformität mit den 
Bestimmungen des Markenschutzgesetzes §. 24 — die amtliche 
Verfolgung ausgeschlossen. In diesen Fällen findet die Strafver- 
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handlung nur auf Verlangen des Verletzten statt, ihm ist es 
auch — conform mit §. 24, Abs. 2 des Markenschutzgesetzes — 
freigestellt, sein Ansuchen um Bestrafung jederzeit vor Kund- 
machung der behördlichen Entscheidung an den Angeklagten zu 
widerrufen, in welchem Falle es unbeschadet seiner privatrecht- 
lichen Ansprüche auf Entschädigung von jeder Bestrafung abzu- 
kommen hat. (§. 47.) 

Competent für die Untersuchung ist in allen Fällen die 
Gewerbebehörde. Im Falle nicht wissentlichen Eingriffes hat nur 
die üntersagong des ferneren Gebrauches der widen*echtlich 
gebrauchten Bezeichnung, im Falle wissentlichen Eingriffes in ein 
nach §§. 46 oder 48 geschütztes Becht und im Falle einer 
Uebertretung des §. 49 hat Strafe einzutreten. Die Strafe kann 
bestehen: 

a) In einem Verweise; 

h) in Geldbussen bis zu 400 fl., welche im Falle der 
Zahlungsunvermögenheit nach dem Massstabe von je einem Tage 
Arrest für 5 fl. Geldstrafe in Arreststrafen umgewandelt werden 
können (Gewerbeordnung, §. 135, Abs. 2); 

c) in Arrest bis zu drei Monaten, welche Strafe aber nur 
ausnahmsweise angewendet werden soll (Gewerbeordnung, §. 135, 
Abs. 1.) 

d) im Falle wiederholter vorausgegangener Bestrafungen 
(vgl. Gewerbeordnung, §. 138 c) in Entziehung der Gewerbeberech- 
tigung für immer oder auf bestimmte Zeit (Gewerbeordnung, 

§ 131). 

Doch haben die Strafen unter a, h und c nicht abgesondert 
von einer gemäss Art. 26, Abs. 2 allg. Handelsgesetzbuches auf- 
zuerlegenden Ordnungsstrafe platzzugreifen. (§. 50, Abs. 1.) 

Eine Veröffentlichung des Erkenntnisses (vgl. Art. 27 allg. 
Handelsgesetzbuches) findet nicht statt. 

Es fehlt femer eine nach Analogie des §. 15 des Marken- 
schutzgesetzes wol zu erwartende Verfügung, betreffend die Ver- 
nichtung gesetzwidriger Girculare, Annoncen, Preiscourants, 
Geschäftstafeln u. dgl. 

Ausser der Strafe, aber auch dann, wenn diese gemäss 
§. 47, Abs. 1 beziehungsweise 2 zu entfallen hat, trifft den 
Contravenienten in allen Fällen einer Uebertretung oder eines 
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dolosen oder culposen EingriflFes die Verbindlichkeit, dem Ver- 
letzten den ihm zugefügten Schaden zu ersetzen. Die Entscheidung 
über den Schadenersatzanspruch steht dem Gerichte zu. lieber 
Vorhandensein und Höhe des Schadens hat der Bichter nach 
freiem Ermessen zu entscheiden, (§. 50, Abs. 2, vgl. Art. 27 allg. 
Handelsgesetzbuches und die obigen Bemerkungen zu diesem Artikel.) 

Es muss in Kürze noch die Frage erörtert werden, inwie- 
ferne die Bestimmungen der Gewerbegesetznovelle die üebertra- 
gung der einem Gewerbetreibenden eigenthümlichen nominativen 
Geschäftsbezeichnungen an einen anderen Gewerbetreibenden ge- 
statten und beziehungsweise ermöglichen. Principiell ist eine solche 
üebertragung nicht erlaubt. Insbesondere hinsichtlich des Namens 
des Gewerbetreibenden wird im §• 56 der Grundsatz aufgestellt, 
dass jeder Uebemehmer eines Gewerbes, sei er Legatar oder selbst 
Erbe des früheren Gewerbeinhabers oder sei der Uebergang des 
Gewerbes durch ein Eechtsgeschäft unter Lebenden begründet, 
das Gewerbe auf eigenen Namen neu anzumelden habe. Eine 
Ausnahme von dieser Vorschrift ist nur zu Gunsten der Masse 
während einer Concurs- oder Verlassenschaftsabhandlung gemacht. 
Es gibt also. abweichend von den Vorschriften des allg. Handels- 
gesetzbuches die Novelle selbst im Falle des Ueberganges eines 
bestehenden Geschäftes dem Inhaber nicht das Becht, seinem 
Nachfolger die Befugnis der gewerblichen weiteren Benützung 
seines Namens zu ertheilen. Dem Namen gleich dürfte hier das 
Wappen zu behandeln sein. 

Das Becht eine bestehende Firma fortzuführen, wird zunächst 
nach dem allg. Handelsgesetzbuch zu beurtheilen sein; nur für 
solche Fälle, auf welche die österreichische Praxis das handels- 
gesetzliche Firmenrecht nicht anwendet, (z. B. Nennung der 
Firma lediglich in Circularen, Annoncen, Preiscourants u. dgl.) 
werden auch in dieser Beziehung dieselben Grundsätze wie für 
Namen gelten. 

Es wird also für diese drei Arten nominativer Bezeichnung 
soweit die Bestimmungen der Gewerbegesetznovelle in Frage 
kommen, an dem Grundsatze der principiellen Unübertragbarkeit 
festzuhalten sein, und es ist eine vom Gesetzgeber gewiss nicht 
gewollte Consequenz der eigenthümlichen Normierung der §§. 46-48, 
dass eine Vereinbarung nicht ausgeschlossen ist, mit der ein 
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inländischer oder schutzverwandter ausländischer Gewerbsmann 
einem anderen Gewerbetreibenden concediert, zur äusseren Bezeich- 
nung seiner Betriebsstätte oder Wohnung, in Circularien, öffent- 
lichen Ankündigungen oder Preiscourants, insbesondere zur der- 
artigen Bezeichnung seiner Waare den Namen, die Firma oder 
das Wappen des Concedenten auch ausser dem Falle der Er- 
werbung der Gewerbsunternehmung selbst zu benützen. Nicht nur 
zu der Vorschrift des Art. 23 allg. Handelsgesetzbuches, sondern 
auch zu der Bestimmung des §. 5 des Markenschutzgesetzes 
ist eine solche Uebertragung nominativer Geschältsbezeichnungen 
im Gegensatze, und auch an und für sich ist sie zu perhorres- 
cieren, im Interesse der Hintanhaltung einer Concurrenz, die zwar 
nicht gegenüber dem Concedenten, wol aber gegenüber allen anderen 
Concurrenten unehrlich genannt werden muss. 

Eine ganz eigenthümliche Stellung bezüglich der Unüber- 
tragbarkeit nimmt »die besondere Bezeichnung des Etablisse- 
ments« ein. 

Da es Jedermann gestattet ist, eine solche willkürlich zu 
wählen, insoweit nicht das Recht einer dritten Person entgegensteht, 
so muss gefolgert werden, dass sowol deren weitere Verwendung 
fnr das alte Etablissement im Falle des Besitzwechsels, als auch 
deren Verwendung für ein neues Etablissement im Falle der 
Auflassung des älteren, endlich bei Gestattung des älteren Be- 
sitzers auch die gleichzeitige Führung für mehrere Gewerbs- 
unternehmungen erlaubt ist. Wol nur für den letzteren Fall ist 
gegen diese Art der Normierung eine Einwendung zu erheben. 

Soweit die Bestimmungen der Gewerbegesetznovelle! Allein 
es muss noch auf einen sehr wichtigen Punkt aufmerksam gemacht 
werden. 

Nicht für alle Arten von Gewerben gilt die Gewerbeordnung 
vom 20. December 1859 und demnach auch die Gewerbegesetznovelle 
vom 15. März 1883. Der Art. V des Kundmachungspatentes 
zur Gewerbeordnung zählt die folgenden Gewerbe auf, auf welche 
dieses Gesetz keine Anwendung findet: 

a) Die land- und forstwirtschaftliche Production und ihre 
Nebengewerbe, soweit diese in der Hauptsache die Verarbeitung 
der eigenen Erzeugnisse zum Gegenstande haben^ dann den in 
einigen Landestheilen dmxh ältere Einrichtungen den Besitzern 
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von Wein- und Obstgärten gestatteten Ausschank des eigenen 
Erzeugnisses ; 

b) den Bergbau und die nach dem Berggesetze von berg- 
ämtlicher Concession abhängigen Werksvorrichtungen; 

c) die litterarische Thätigkeit, das Selbstverlagsrecht der 
Autoren und die Ausübung der schönen Künste; 

d) die Lohnarbeit der gemeinsten Aiii(Tagl5hnerarb6it etc. etc.); 

e) die in die Kategorie der häuslichen Nebenbeschäftigungen 
fallenden und durch die gewöhnlichen Mitglieder des eigenen 
Hausstandes betriebenen Erwerbszweige; 

f) die Geschäfte der Advokaten, Notare und Handelsmäkler 
(Wechsel-, Waaren- und Schiflfs-Sensale, Börseagenten), Inge- 
nieure und anderer Personen, welche von der Behörde für gewisse 
Geschäfte besonders bestellt und in Pflicht genommen sind, dann 
alle Unternehmungen von Privatgeschäfts-Yermittlungen in anderen 
als Handelsgeschäften; 

gj die Ausübung der Heilkunde (Aerzte, Wundärzte, Zahn- 
und Augenärzte, Geburtshelfer und Hebammen u. s. w.), die 
Unternehmungen von Heilanstalten jeder Art, mitinbegriff der Gebär- 
und der Irrenbewahr-, Bade-* und Trinkcur- Anstalten, das Apotheker- 
wesen, das Yeterinärwesen mit Einschluss des Yiehschnittes; 

h) die Erwerbszweige des Privatunterrichtes und der Erziehung 
und die sich hierauf beziehenden Anstalten; 

i) die gewerblichen Arbeiten öffentlicher Humanitäts-, Unter- 
richts-, Straf- oder Corrections- Anstalten; 

h) die Unternehmungen von Creditanstalten, Banken, Versatz-, 
Yersicherungs-, Versorgungs- imd Benten-Anstalten, Sparcassen etc. ; 

l) die Eisenbahn- und Dampfschifffahrts-Untemehmungen; 

m) den den Seegesetzen unterliegenden SchiffFahrtsbetrieb 
auf dem Meere und die Seefischerei; 

n) die Unternehmungen von ständigen Ueberfuhren (Fähren) auf 
Flüssen, Seen, Canälen etc., dann die Schwemm- und Flöss- Anstalten ; 

o) die Unternehmungen öffentlicher Belustigungen und Schau- 
stellungen aller Art; 

p) die Unternehmungen periodischer Drackschriften und den 
Verschleiss derselben; 

q) den Hausierhandel und andere ausschliessend im Herum- 
wandern ausgeübte gewerbliche Verrichtungen. 
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Insofeme nun nicht einzelne dieser Gewerbsunternehmungen 
den Schatz des Handelsgesetzes gemessen (wie z. B. die unter 
Z, m, n und theilweise die nnter Je und p genannten Untemeh- 
mungen) oder unter specialgesetzlichen Schutz gestellt sind (wie 
die Unternehmungen unter c, o, p und theilweise unter /) — ist 
fQr diese von den Normen der Gewerbeordnung ausgenommenen 
gewerblichen Beschäftigungen* ein Schütz gegen concurrence 
d^loyale — die Fälle des Markenschutzrechtes ausgeschlossen — 
überhaupt nicht geboten. Der Arzt, der Landwirt, der Bergwerks- 
besitzer, der Inhaber einer Heil« oder Badeanstalt u. s. w., sie 
sind nahezu schutzlos den Manövern jeder Art unehrbarer Con- 
currenz ausgesetzt. Advokat, Notar und MäUer werden vielleicht 
durch eine Disciplinaranzeige sich Schutz fQr die Zukunft, aber 
niemals Ersatz eines bereits entstandenen Schadens verschaffen 
können. Es zeigt sich eben hieran, wie gross der Nachtheil ist, 
den der Mangel einer im gemeinen Rechte gegründeten Basis 
für das Eecht der Concurrenz mit sich bringt! 

2. Waareubezeichunngen, insbesondere gewerbliche Marken. 

Ein Schutz für die auf Waaren angebrachten unterschei- 
denden Bezeichnungen wurde in Oesterreich erst durch das kais. 
Patent vom 7. December 1858, Nr. 230 E. G. BL gewährt. 
Dieses Patent ist auch heute noch die Grundlage unseres Marken- 
schutzrechtes. Ein abändernder Entwurf, der vor zwei Jahren im 
Handelsministerium ausgearbeitet wurde, ist bisher dem Beichs- 
rathe nicht vorgelegt worden. 

Das Gesetz ist nur zum Schutze der inländischen Gewerbe- 
treibenden erlassen. Für die Entscheidung der Frage, wer in- 
ländischer Gewerbetreibender ist, ist nicht, wie etwa aus der 
Textiei-ung einzelner der nachfolgend aufgezählten Staatsverträge 
geschlossen werden könnte, die Staatsangehörigkeit, sondern 
lediglich die Lage des Ortes, an dem sich das gewerbliche 
Etablissement befindet, massgebend. (Vgl. §. 9, verbis: »in deren 
Bezirk die Gewerbsuntemehmung liegt.« Dieselbe Auslegung muss 
consequenter Weise auch dem gleichen Ausdrucke im §. 46 der 
G^werbegesetznovelle zu Theil werden.) Durch das Gesetz vom 
15. Juni 1865, Nr. 45 E. G. BL ist aber dem Handelsministerium 
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die Vollmacht ertheilt worden, zu verfügen, dass unter der Bedin- 
gung der — formellen — Eeciprocität die Bestimmungen des 
Markenschutzgesetzes auch zu Gunsten der Gewerbetreibenden 
fremder Staaten in Anwendung gebracht werden sollen. (Vgl. §. 48 
der Gewerbenovelle, dessen Bestimmung aber den ausländischen 
Gewerbetreibenden insofeme günstiger ist, als dieselben auch ohne 
Verfügung des Ministeriums auf Grand der blossen Thatsache 
des Bestandes formeller Eeciprocität den Schutz dieses Gesetzes 
gemessen sollen.) Die Eeciprocität bezüglich des Schutzes gewerb- 
licher Marken und anderer Waarenbezeichnungen besteht derzeit 
mit Ungarn (Gesetz vom 27. Juni 1878, Nr. 60 B. G. Bl. und 
Art. XVII des Gesetzes vom 27. Juni 1878, Nr. 62 E. G. Bl.), 
Serbien (Art. XIV des Handelsvertrages vom 6. Mai 1881, kund- 
gemacht in Nr. 84 E. G. Bl. vom 7. Juni 1881), Bumänien 
(Art. XIV der Handelsconvention vom 22. Juni 1875, kund- 
gemacht in Nr. 78 E. G. Bl. vom Jahre 1876), Bussland (Erklärang 
vom 5. Febraar 1874, kundgemacht in Nr. 66 E. G. Bl. vom 
Jahre 1875), Deutschland (Art. XX des Handelsvertrages vom 
23. Mai 1881, kundgemacht in Nr. 64 E. G. Bl. vom Jahre 1881), 
Niederlande (Art. V des Handelsvertrages vom 26. März 1867, 
kundgemacht in Nr. 102 E. G. Bl. vom Jahre 1867), Belgien 
(Vereinbarang vom 12. Jänner 1880, kundgemacht in Nr. 61 
E. G. Bl. vom Jahre 1880), Frankreich (Art. II des Handelsver- 
trages vom 18. Februar 1884, kundgemacht in Nr. 27 E. G. Bl. 
vom Jahre 1884), Italien (Art. XVI des Handelsvertrages vom 
27. December 1878, kundgemacht in Nr. 11 E. G. Bl. vom Jahre 
1879), Spanien (Handelsvertrag vom 3. Juni 1880, kimdgemacht 
in Nr. 29 E. G. Bl. vom Jahre 1880), Portugal (Art. V des 
Handelsvertrages vom 13. Jänner 1872, kundgemacht in Nr. 7 
E. G. Bl. vom Jahre 1873), Grossbritannien (Art. VI des Handels- 
vertrages vom 5. December 1876, kundgemacht in Nr. 144 E. G.Bl. 
vom Jahre 1876), und den Vereinigten Staaten von Nordamerika 
(Convention vom 25. November 1871, kundgemacht in Nr. 66, 
E. G. Bl. vom Jahre 1872.) — Die wichtigsten Bestimmungen des 
österreichischen Markenschutzrechtes sind die folgenden: 

Der Schutz des Gesetzes vom 7. December 1858, Nr. 230 
E. G. Bl. wird jedem (inländischen oder in Gemässheit der 
Eeciprocität geschützten ausländischen) Gewerbetreibenden ge- 
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währt (§§. 2, 6), nicht blos — wie nach deutschem Beichsgesetz 
vom 30. November 1874, §.1 — dem protokollierten Kaufmann, 
auch nicht blos demjenigen Gewerbetreibenden, dessen Gewerbe 
unter die Bestimmungen der Gewerbeordnung (vgl. Art. V des 
Kundmachungspatentes zu der Gewerbeordnung) fällt, somit ins- 
besondere auch dem landwirtschaftlichen Producenten, dem Berg- 
werksbesitzer u. s. w. Grundsatz des österreichischen Bechtes 
ist, dass ein Schutz nur gegen jene Form des Missbrauches eines 
fremden Distinctivzeichens als Waarenbezeichnung gewährt wird, 
gegen welchen das Gesetz einen solchen Schutz ausdrücklich 
oonstituiert ; nicht so, wie nach französischem Bechte wird durch 
das Gesetz einem auch ohne dasselbe bestehenden und geschützten 
Bechte nur ein erhöhter Schutz verliehen. 

Das Gesetz vom 7. December 1858 betrifft nun nur jenen 
Missbrauch des einem anderen Gewerbetreibenden angehörigen 
Distinctivzeichens, der durch Anbringung desselben auf der Waare 
selbst oder auf der Verpackung, Umhüllung, auf den Geissen 
u. s. w. erfolgt. 

Ein Schutz gegen den anderweitigen Missbrauch einer fremden 
Waarenbezeichnung wurde erst durch die bereits erörterten 
Bestimmungen der §§. 46 bis 50 der Gewerbegesetznovelle 
gewährt. 

Das Markenschutzgesetz kennt zwei Arten von geschützten 
Waarenbezeichnungen: die nominative Waarenbezeichnung (§. 6) 
und die Marke im eigentlichen Sinne, die Sachmarke (§§. 1 und 4). 

Als nominative Waarenbezeichnung wird geschützt der Name, 
die Firma, das Wappen und die eigenthümliche Benennung des 
Etablissements eines Gewerbetreibenden (§. 6, vgl. §. 46 der 
Gewerbegesetznovelle.) Die Sachmarke ist frei wählbar, sie kann 
bestehen in jeder Art von unterscheidendem Zeichen, wie Sinnbild, 
Chifflre, Vignette, Abbildung u. dgl. (§, 1.) Sie darf aber nicht bestehen 
blos in Buchstaben, Worten oder Zahlen, in Staats- und Länder- 
wappen (auch nicht Städtewappen, Handels-Ministerial-Erlass vom 
12. August 1875, Z. 29637) oder in solchen Zeichen, die bei 
einzelnen Waarengattungen im Verkehr allgemein gebräuchlich 
sind. (§. 3.) 

Das Alleinrecht auf die Benützung einer Sachmarke wird 
erst erworben durch deren Anmeldung zur Eegistrierung bei der 
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competenten Handels- und Gewerbekammer (§§. 2, 9 u. flf.) 
Bei concurrierenden Anmeldungen gibt die Priorität den Vorzug. 

(§. 12). 

Ein Aufgebotsverfahren zum Zwecke der Erledigung dieser 
Anmeldung findet nicht statt, dagegen ist wohl die amtliche 
Prüfung der Legalität und Begistrierbarkeit der zur Begistrierung 
angemeldeten Marke im Sinne der §§. 3 bis 6, 12, 13 und 16 
zulässig. Die erfolgte Begistrierung schliesst die Anfechtung des 
hiedurch erlangten Markenrechtes im Wege der bei der Gewerbe- 
behörde zu überreichenden Klage oder Anzeige nicht aus. 

Die Begistrierung der Marke gewährt dem Anmelder das 
Alleinrecht auf deren Benützung blos für jene Gattung von Waaren, 
zu welcher die Erzeugnisse oder Verkehrsgegenstände der Gewerbs- 
unternehmung gehören, für welche die Marke registriert wird. 
(§§• 4, 10 d.) 

Für den inländischen Gewerbetreibenden ist nur hinsichtlich 
der Sachmarke eine Anmeldung und Begistrierung erforderlich 
und zulässig. Die nominative Marke geniesst den Schutz des 
Gesetzes ohne Begistrierung. (§. 6.) Anders ist dies hinsichtlich 
der Ausländer. Soweit nicht die betreflfenden Staatsverträge ander- 
weitige Vorschriften enthalten (vgl. z. B. Handelsvertrag mit 
Grossbritannien vom 5. December 1876, Art. VI), wird auch den 
nominativen Marken der Schutz des Gesetzes erst durch die 
gehörige Anmeldung zur Begistrienmg zu Theil. (Gesetz vom 
15. Juni 1865, Abs. 2 und z. B. Handelsvertrag mit Italien vom 
27. December 1868, Art, XVI.) Für jede Begistrierung einer Marke 
ist eine Taxe von fl. 5 zu entrichten. (§. 11.) Eine Wiederholung 
der Begistrierung nach Ablauf einer bestimmten Zeit, wie sie 
nach französischem Gesetz vom 23. Juni 1857, Art. III, vor 
Ablauf von 15 Jahren, nach deutschem Beichsgesetz vom 30. No- 
vember 1874, §. 5, vor Ablauf von 10 Jahren bei sonstigem 
Erlöschen des durch die Begistriei-ung erlangten Bechtes zu erfolgen 
hat, kennt das österreichische Gesetz nicht. 

Dagegen wiU der Gesetzentwurf vom Jahre 1882 diese 
Erneuerung der Anmeldung vor Ablauf von je 15 Jahren bei 
sonstigem Erlöschen des Markenrechtes für obligatorisch erklären. 

Gegen eine derartige Normierung muss aber wohl im Inter- 
esse der möglichsten Hintanhaltung einer unehrbaren ConcmTcnz, 
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soweit es das österreichische Recht betrifft, entschieden Ein- 
sprache erhoben werden. 

Es ist eben ein grosser Unterschied, ob diese Bestimmung 
in ein Recht eingefügt wird^ das auch die nicht registiierte Sach- 
marke schützt, wonach also Niemand befugt ist, die fremde Marke, 
die dm-ch Ablauf der Zeit eben nur das besondere, aus der Regi- 
strierung erwachsende Recht, nicht aber jeden gesetzlichen Schutz 
verloren hat, sich anzueignen, oder ob diese Bestimmung den 
gänzlichen Verlust jedes Schutzes für die nicht rechtzeitig erneute 
Marke mit sich bringt und es also ermöglicht, dass irgend ein 
wenig scrupulöser Concurrent die erloschene Marke fQr sich 
registrieren lasse, und so das Gesetz selbst zum Mitschuldigen 
seiner unehrlichen Concurrenz mache. Das französische Recht darf 
sich den Luxus jener Vorschrift gestatten, um »einer üeberfülle 
von Zeichen im Register abzuhelfen cc (Landgraf, Conamentar zum 
deutschen Reichsgesetz vom 30. November 1874, S. 30), »pour 
Äpargner aux tiers Tembarras de trop longues recherches«. 
(Renouard, droit industriel, S. 392). Im österreichischen Rechte 
wäre die gleiche Bestimmung ein arger Fehler. 

Die Markenregister haben bei den Handels- und Gewerbe- 
kammern zu jedermanns Einsicht aufzuliegen. (Art. 14.) Ein 
Generalmarkenregister und eine fortlaufende Publication sämmt- 
licher Registrierungen kennt zwar das Gesetz nicht, wohl aber der 
Entwurf vom Jahre 1882, der in dieser Hinsicht sachgemässe 
Verfügungen trifft. 

Was nun die Uebertragbarkeit der Markenrechte anbelangt, 
so unterscheidet das Gesetz zwischen der nominativen Marke und 
der Sachmarke. Die nominative Marke kann, da nur deren eigen- 
m ächtige Aneignung untersagt (§. 6), nur deren widerrecht- 
liche Aneignung unter die Sanction einer Strafe und Schaden- 
ersatzpflicht gestellt ist (§. 17) beliebig und somit auch ausser 
dem Falle des gleichzeitigen Ueberganges der Gewerbsunter- 
nehmung, für die sie bisher geführt wurde, übertragen werden. 
Bezüglich der Sachmarke enthält §. 5 die Vorschrift^ dass das 
Markenrecht an dem Gewerbsuntemehmen klebt, mit ihm erlischt 
und mit ihm den Besitzer wechselt, wobei es dem Erwerber in 
der Regel (Ausnahmen bestehen ffir die V^Titwe und die minder- 
jährigen Erben des Gewerbeinhabers, für Erb- und Concurs- 
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massen) obliegt, die Umschreibung der Marke auf seinen Namen 
binnen drei Monaten zu erwirken, widrigenfalls das Markenrecht 
erlischt. 

Dass zum Zwecke der Hintanhaltung der concurrence döloyale 
die letztere Bestimmung die vorzüglichere ist, bedarf wohl keiner 
weiteren Bemerkung. Allein es muss hervorgehoben werden, dass 
eine Umgehung der Vorschrift des §. 5 keineswegs ausgeschlossen 
ist. Abgesehen von dem auch hier jedenfalls ins Gewicht fallenden 
Umstände, dass auch der Missbrauch einer Sachmarke nur über 
Verlangen des Markenberechtigten verfolgt wird (§. 24), kann 
diese Umgehung des Gesetzes dadurch bewirkt werden, dass der 
Markenberechtigte im Einverständnisse mit Demjenigen, welchem 
er das Markenrecht auch ohne Uebertragung seiner Gewerbs- 
unternehmung zuwenden will, die Marke löschen und sohin un- 
mittelbar darauf dieser die gleiche Marke für sich registrieren 
lässt. Gegen ein solches Manöver, durch welches zwar nicht dem 
früheren Markenberechtigten, wohl aber allen anderen Concurrenten 
eine unehrliche Concurrenz gemacht wird, bietet das Gesetz keinen 
Schutz. Es wii'd mit Rücksicht hierauf trotz der Vorschrift des 
§. 5 gesagt werden müssen, dass das Markenschutzgesetz die 
beliebige Uebertragung bezüglich aller Arten von Waarenbezeich- 
nungen nicht ausschliesst. 

Als Eingriff in das Markenrecht bezeichnet das Gesetz: 

a) Jede widerrechtliche Aneignung einer nominativen oder 
einer Sachmarke zur Verwendung auf Waaren, die zum Verkaufe 
bestimmt sind oder auf deren Umhüllungen. 

h) Jede Nachmachung einer Sachmarke bei deren Verwen- 
dung wie unter a). (Warum nicht auch einer nominativen Marke?! 
vgl. §. 46, Abs. 3 der Gewerbegesetznovelle, sowie den hierin die 
nominative Bezeichnung der Sachmarke gleichstellenden §. 308 
des österreichischen Strafgesetzentwurfes vom Jahre 1881). Eine 
Nachmachung ist dann vorhanden, wenn die bezüglichen Marken 
ohne mehr als gewöhnliche Aufmerksamkeit nicht zu unter- 
scheiden sind. 

c) Den Verschleiss der auf solche Art (a und h) wider- 
rechtlichbezeichneten Erzeugnisse und Verkaufsgegenstände. (§§. 15, 
16, 17. Zu §. 16 vgl. auch Handelsministerialerlass vom 15. Juni 
1863, Zahl 5606.) 
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Die nachtheiligen Folgen eines Eingriffes sind verschieden, 
je nachdem derselbe wissentlich oder nicht wissentlich erfolgt ist. 

Der nicht wissentliche Eingriff begründet für den Verletzten 
(unter welcher Bezeichnung das Gesetz, gleich §. 46 der Gewerbe- 
gesetznovelle, nur den Eigenthümer des Distinctivzeichens, nicht 
auch, wie der Entwurf vom Jahre 1882 und das deutsche Reichs- 
gesetz vom Jahre 1874 den Käufer der fälschlich bezeichneten 
Waare versteht), das Recht, auf die Einstellung des ferneren Ge- 
brauches der widerrechtlich angeeigneten Marke und auf die 
Beseitigung derselben von den widen-echtlich bezeichneten Waaren, 
soweit sie für den Verkauf bestimmt sind, zu dringen.- Diese 
Beseitigung hat selbst dann statt, wenn wie z. B. bei Guss- 
waaren u. dgl. mit derselben die Zerstörung der Waare verbunden 
ist. Der Verletzte kann überdies verlangen, dass die zur Nachahmung 
der Marke ausschliesslich oder vorzugsweise dienlichen Werkzeuge 
omd Vorrichtungen für diesen Zweck unbrauchbar gemacht werden. 
(§. 15.) Ist der Eingriff wissentlich begangen worden, so ist über- 
dies gegen den Schuldigen, nebst der etwa nach dem allgemeinen 
Strafgesetze, eintretenden Bestrafung eine Geldstrafe von 25 bis 
500 fl. zu verhängen. (§. 18.) Bei einem Rückfalle kann diese 
Strafe verdoppelt werden. Bei neuerlichem Rückfalle ist gegen 
den Schuldigen nebst der Geldstrafe auch eine Arreststrafe von 
einer Woche bis za drei Monaten zu verhängen. (§. 19.) In Fällen 
der Zahlungsunvermögenheit ist die Geldstrafe nach dem bereits 
<>ben angegebenen Massstabe in Arreststrafe umzuwandeln. (§. 20.) 
Die erkennende Behörde kann auch die Veröffentlichung des Straf- 
erkenntnisses verfügen. (§. 21, vgl. Art. 27, 3. Abs. aUg. Handels- 
gesetzbuches.) 

Die Verhandlung und Entscheidung über Eingriffe, ins- 
besondere die Bestrafung wissentlicher Eingriffe gehört zur Com- 
petenz der Gewerbebehörde. (§. 23.) Eine Strafverhandlung darf 
Ton der Gewerbebehörde nur auf Verlangen des Verletzten ein- 
geleitet werden. Es hat femer, wenn derselbe sein Ansuchen um 
Bestrafung noch vor der Kundmachung der behördlichen Ent- 
scheidung an den Angeklagten widerruft, von jeder Bestrafung 
und auch von jeder weiteren Untersuchung zum Zwecke der Be- 
strafung abzukommen. (§. 24, vgl. §. 47 der Gewerbegesetznovelle 
.und oben S. 35 ff.) 
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In allen Fällen eines dolosen oder culposen — wissentlichen 
oder auch nicht wissentlichen — Eingriffes in das Marken- 
recht steht dem Verletzten das Kecht zu, auf äen Ersatz des ihm 
verursachten Schadens vor dem Civilgerichte zu klagen. Die 
Bestimmung, dass in solchem Falle über Vorhandensein und Höhe 
des Schadens der Kichter nach freiem Ermessen zu erkennen habe 
(vgl. Art. 27 a. H. G. B., §. 50 Gewerbegesetznovelle) ist dem 
Markenschutzgesetze noch unbekannt und fehlt auffallender Weise 
auch noch in dem Entwürfe vom Jahre 1882. Dass eben hiedurch 
die Geltendmachung des Eechtes auf Schadenersatz so gut wie 
ausgeschlossen ist, soll im letzten Abschnitte dieses Aufsatzes 
nachgewiesen werden. 

Schliesslich mag noch Folgendes bemerkt werden: 

Die Waarenbezeichöung im Sinne des Markenschutzgesetzes 
ist in allen Fällen nur facultativ. Abweichend von dem französischen 
Gesetze vom 23. Juni 1857, dem in dieser Beziehung auch der 
österreichische Entwurf vom Jahre 1882 gefolgt ist, gibt das 
Gesetz vom Jahre 1858 auch nicht der Eegierung das Eecht, 
die Führung der Marke auf gewissen Waareng-attungen flr 
obligatorisch zu erklären. Doch legen ältere Gesetze, die laut §. 8 
des Markenschutzgesetzes auch durch letzteres nicht aufgehoben 
wurden, gewissen Gewerbsleuten, z. B. Zinngiessem und Packfong- 
arbeitem, neuestens das Gesetz vom 26. Mai 1866, E. G. B. 
Nr. 75, den Fabrikanten von Gold- und Silberwaaren die Pflicht 
auf, ihre Fabrikate mit Fabriks- und Qualitätszeichen zu versehen. 
Umgekehrt verbietet das Gesetz vom 21. Juni 1880, R. G. B. 
Nr. 120, den Fabrikanten von Kunstwein, ihr Fabrikat unter einer 
für Wein üblichen Bezeichnung anzukündigen, feilzubieten oder 
zu verkaufen. 

Alle diese und die ähnlichen, z. B. für Bäcker, Fabrikanten 
von Eaffeesurrogaten u. s. w. geltenden Bestimmungen sind ledig- 
lich im öffentlichen Interesse erlassen ; ihre Verletzung hat dem- 
nach auch nur Bestrafung und keine privatrechtliche Schadenersatz- 
pflicht zur Folge; nur als eine Nebenwirkung erscheint es, dass die 
durch sie zur Pflicht gemachte Ehrlichkeit und Offenheit im Verkehr 
zugleich auch gewisse Formen unehrlicher Goncurrenz ausschliesst. 

Es muss hier endlich noch einer eigenartigen Bezeichnung 
einer Waare ganz besonderer Art gedacht werden. Wir meinen 
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die Titel literarischer und artistischer Werke oder Unternehmungen 
(Bücher, Journale) und musikalischer Compositionen. Den Schutz, 
der dem Autorrechte gewährt wird, geniesst der Titel für sich 
allein nicht (kais. Patent vom 19. October 1846, J. G. S. Nr. 992, 
§. 5 lit. d, §. 6 lit d). Und mit Recht, denn der blosse Titel 
kann nie als literarisches Erzeugnis, als Object des literarischen 
Eigenthums betrachtet werden (vgl. Harum, österreichische Press- 
gesetzgebung, §. 60). Allein der Titel eines Werkes (Buches, 
Composition) ist das Merkmal, das Zeichen, unter dem es im 
Handel und Verkehr gesucht und gekauft wird; der Titel einer 
Zeitung ist es, an dem zunächst deren Abnehmerschaft hängt. Die 
Benützung des unveränderten (oder nur unauffällig veränderten) 
Titels eines älteren Werkes oder literarischen Unternehmens für 
ein jüngeres ist demnach wol geeignet, den Absatz des ersteren zu 
beeinträchtigen und in diesem Sinne kann in einer solchen Hand- 
lungsweise eine Art unehrbaren Wettbewerbes gelegen sein. 

Unser Gesetz unterwirft nun — den Fall eines Betruges 
ausgenommen — einen solchen Act illoyaler Concurrenz keiner 
Strafe Allein es erkennt im Falle einer dolosen oder culposen 
Verwendung des gleichen Titels eine Entschädigungspflicht dann 
an, wenn dieser Titel zm* Bezeichnung des Werkes nicht unumgäng- 
lich nötig ist (wie etwa bei Wörterbüchern derselben Sprache, 
Lehrbüchern derselben Wissenschaft u. dgl. m.) und wenn dieses 
Vorgehen überdies zur Ii-reführung des Publikums über die Identität 
des Werkes geeignet ist (kais. Patent v. 19. October 1846. §. 5 
letzter Satz, §. 6 lit. d.). 

Die Schadenersatzklage wird auf Ersatz des wirklichen Scha- 
dens und — bei doloser oder auflfallend fahrlässiger Handlungsweise 
(§. 1324 a. b. G. B.) — des Gewinnientganges und in allen Fällen 
überdies auf möglichste Wiederherstellung des gesetzmässigen Zu- 
standes (§. 1323, 1. Satz), also insbesondere auf Beseitigung des 
gesetzwidrigen Titels von den im Besitze des Contravenienten noch 
vorhandenen Exemplaren des Werkes (Buches, Journals, Composition) 
zu richten sein. In dem Erkenntnisse, dass die Benützung des Titels 
eine widergesetzliche war, wird auch das Verbot der weiteren Ver- 
wendung desselben gelegen sein, was insbesondere für Zeitungen, 
Zeitschriften und sonstige periodisch erscheinende literarische und 
artistische Producte von grosser Bedeutung sein wird. Ja sogar wird 
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dieses Verbot wol in den meisten Fällen der praktisch wertvollste 
Erfolg des Schadenersatzprocesses sein ; denn auf eine angemessene 
Festsetzung des Schadenersatzbeti'ages kann nach der gegenwärtigen 
Praxis miserer Gerichte wol um so weniger gerechnet werden, als 
das Patent von 19. October 1846 dem richterlichen Ermessen in 
dieser Beziehmig keinen Spielraum lässt (vgl. oben S. 25 und unten 
S. 61 und die abweichenden Bestimmungen in Art. 27 a. H. G. B. 
und §. 50 der Gewerbegesetznovelle). 

3. Anmassung von Anszeichnnngen und gewissen, Umfang oder 
Creditbasis einer gewerblichen Unternehmung eharakterisieren- 

den Bezeichnungen. 

Das Anpreisen der eigenen Waare, sogar auf markt- 
schreierische Weise, ist im Allgemeinen auch in Oesterreich 
erlaubt. Nur bezüglich des Verkaufes von Heilmitteln hat sich 
die Behörde bewogen gefunden, marktschreierischen Anpreisungen 
entgegenzutreten. (Erlass der obersten Polizeibehörde vom 
28. Juni 1853, Z. 8451 — der niederösten-eichischen Statt- 
halterei vom 22. September 1859, Z. 35577.) Es bleibt im 
übrigen Sache des Publikums, die Reclame von dem berech- 
tigten Lobe der Waare zu unterscheiden. Allein auch in Oester- 
reich trat und tritt die Gesetzgebung einer solchen Art von 
Keclame entgegen, welche sich unbefugt unter dem Deckmantel 
angemasster öffentlicher Auszeichnungen verbirgt. 

Schon die Eegierungsverordnung vom 2. November 1815 
verbietet es, dass ein Gewerbetreibender sich eigenmächtig den 
Titel eines Hoflieferanten beilege; ein Verbot das, ursprünglich 
nur gegen die Anmassung eines österreichischen Hoftitels 
gerichtet, mit Hof kanzlei - Beeret vom 1. September 1846, 
Z. 28538, auch auf die Führung ausländischer Hoftitel und 
Wappen ausgedehnt wurde. 

Uebertretungen dieser Vorschriften wurden gemäss kaiser- 
licher Verordnung vom 20. April 1854, R G. B. Nr. 96, §.11 
mit Geldstrafen zwischen 1 bis 100 Gulden und mit AiTest bis 
zu 14 Tagen geahndet. 

Die Gewerbeordnung vom J. 1859 (§. 61) bezeichnet das 
Befugnis, den kaiserlichen Adler im Schilde imd Siegel und die 
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Bezeichnung »k, k. privilegierte« Fabrik, Grosshandlung etc. in 
der Firma zu föhren, als ein Vorrecht, mit dem nur Gewerbs- 
ünternehmungen von hervorragender Bedeutung betheilt werden 
können. Durch die Gewerbegesetznovelle (§. 58) ist an dieser 
Vorschrift nur das eine geändert, dass das Befugnis, die Be- 
zeichnung »k. k. privilegiert« in der Firma zu führen, überhaupt 
nicht mehr zu ertheilen ist. Der unbefugte Gebrauch dieser 
Distinctionszeichen begründet eine üebertretung, die den Strafen 
der Gewerbeordnung (§. 131 flf. — oben S. 41) unterliegt. 
(Erlass des Ministeriums des Innern vom 18. August 1870, 
Z. 10030). 

Auf die Anmassung von Ausstellungsauszeichnungen bezieht 
sich das Verbot des in den Landesgesetzblättern (z. B. Nieder- 
österreich Nr. 8, Salzburg Nr. 13, Schlesien Nr. 35, Tirol Nr. 38, 
Krain Nr. 11, sämmtlich vom Jahre 1878) publicierten Handels- 
ministerialerlasses vom 20. August 1878, Z. 20362. Ueber- 
tretungen dieses Verbotes waren nach der bereits erwähnten 
kaiserlichen Verordnung vom 20. April 1854, B. G. B. Nr. 96, 
zu bestrafen. 

Allen diesen Specialvorschriften ist aber nunmehr derogiert 
durch §. 49, Z. 2 der Gewerbegesetznovelle. Diese Gesetzes- 
bestimmung bezeichnet es ganz im AUgemeiuen als eine nach 
den Vorschriften der Gewerbeordnung von Amtswegen zu be- 
strafende üebertretung, wenn ein Gewerbetreibender in der äusseren 
Bezeichnung seiner Betriebsstätte oder Wohnung, in der Bezeich- 
nung von Gewerbserzeugnissen oder überhaupt beim Betriebe 
seiner Geschäfte und bei Abgabe seiner Unterschrift sich Aus- 
zeichnungen beilegt, welche ihm nicht verliehen wurden. Es 
wird demnach derzeit auch die Anmassung von Hoftiteln, von 
Ausstellungsmedaillen und Diplomen nicht mehr den Strafen der 
kaiserlichen Verordnung vom Jahre 1854, sondern den strengere» 
Strafen des §. 131 der Gewerbeordnung unterliegen. 

Die Frage, ob aus der unbefugten Führung öffentlicher 
Auszeichnungen auch eine Schadenersatzpflicht gegenüber einem 
Goncurrenten des Contravenienten abgeleitet werden könne, ist 
bei der allgemeinen Fassung des §. 50, Abs. 2 der Gewerbe- 
gesetznovelle nicht schlechthin zu verneinen. Doch berechtigt die 
bisherige Praxis der österreichischen Gerichte in Schadenersatz- 
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Processen wol zu der Behauptung, dass kaum ein Fall denkbar 
sein dürfte, in welchem das Gericht trotz des ihm. auch hierin 
anheimgegebenen freien Ermessens das Vorhandensein eines auf 
diese Contravention zuiückzuführenden Schadens auf Seite des 
Klägers annehmen wird. 

Z. 2 des §. 49 bezieht sich nur auf Auszeichnungen; als 
solche können aber nach dem gegenwärtigen Stande unserer 
Gesetzgebung und Praxis nicht angesehen werden die Ertheilung 
eines Industrie-Privilegiums, die Begistrienmg einer Marke oder 
eines Musters. Es unterliegt daher nicht dieser Bestimmung und 
somit gegenwärtig überhaupt keiner Strafe, wenn ein Gewerbs- 
mann ungerechtfertigter Weise auf Waaren, Geschäftspapieren 
und dergleichen, Zeichen oder Bemerkungen angebracht hat, die 
zu dem Glauben verleiten, dass es sich diesfalls um privilegierte 
Erzeugnisse, registrierte Muster oder Marken handelt. (Vergleiche 
dagegen z. B. §. 23 des Entwurfes eines österr. Markenschutz- 
gesetzes). Auch muss hervorgehoben werden, dass die citierte 
Gesetzesstelle nur von solchen Auszeichnungen spricht, die von 
der Kegierung oder unter deren Ingerenz oder von hiezu befiigten 
Corporationen verliehen werden. 

Auszeichnende Bezeichnungen, durch welche sich jemand als 
den Erfinder einer Maschine, als den Verfertiger eines besonders 
renommierten Fabrikates, als den ehemaligen Geschäftsleiter eines 
in besonderem Bufe stehenden Etablissements, als den aus- 
schliesslichen Vertreter einer Firma hinstellt, gehören nicht in 
jene Kategorie. Ebenso nicht jene Ausdrücke, durch welche 
jemand sein Etablissement als »erstes — grösstes — einziges — 
ältestes« u. dgl. bezeichnet. 

Alle derartigen Benennungen fallen bei uns — wol mit 
Unrecht — noch in das Gebiet strafloser Eeclame. 

Dagegen bestehen gesetzliche Verbote gegen den Gebrauch 
gewisser Bezeichnungen, welche einer gewerblichen Unternehmung 
den Anschein einer thatsächlich nicht vorhandenen Creditföhigkeit 
oder Bedeutung zu verleihen bestimmt sind. In diesem Sinne 
ist untersagt die gewerbliche Benützung von Bezeichnungen, 
welche die Annahme eines GeseUschafts -Verhältnisses zulassen, 
während ein solches thatsächlich nicht besteht. Dieses Verbot ist 
bezüglich protokollierter Kaufleute — jedoch unter Gestattung 
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der durch die Art. 22 bis 24 allg. H. G. B. begründeten Aus- 
nahmen (s. oben S. 24) — in Art. 16 des Handelsgesetzbuches 
unter der Sanction der Art. 26, 27 (vgl. oben S. 25), und 
bezüglich der nicht protokollierten (unter die Vorschriften der 
Gewerbe - Ordnung fallenden) gewerblichen Unternehmungen in 
§. 49, Z. 3, der Gewerbegesetznovelle unter Sanction des §. 50 
ebenda (vgl. oben S. 39) erlassen. 

Eben dahin zu rechnen ist das Verbot der Gewerbegesetz- 
novelle (§. 49, Z 5), dass auch beim Bestände eines Gesell- 
schaftsverhältnisses ein Gewerbetreibender, der hiezu nicht durch 
Protokollierung seiner Firma berechtigt Ist, sich einer gewerb- 
lichen Bezeichnung bediene, welche nicht blos Namen von Gesell- 
schaftern, sondern ausserdem einen das Vorhandensein einer 
Gesellschaft andeutenden Zusatz enthält. — Endlich verfolgt auch 
die Vorschrift des Art. 17 a. H. G. B., dass eine offene Han- 
delsgesellschaft oder Comnjanditgesellschaft — letztere selbst 
in dem Falle, dass das Capital der Commanditisten in Actien 
zerlegt ist — sich nicht als Actiengesellschaft bezeichnen dürfe, 
den gleichen Zweck, wie die oben angeführten Bestimmungen. 
Es soll verhindert werden, dass durch fälschlichen Gebrauch der- 
artiger Bezeichnungen der gewerblichen Unternehmung der An- 
schein eines grösseren Betriebsumfanges, einer grösseren Solvenz 
oder erhöhter Creditföhigkeit gegeben werde. 

Die Strafen auf die üebertretung dieser Vorschiriften sind 
in den bereits oben erörterten Art. 26 a. H. G. ß. und bezie- 
hungsweise §§. 50 und 131 des Gewerbegesetzes normiert. 

Was die Chancen einer eventuell auf das Factum einer 
solchen üebertretung basierten Schadenersatzklage anbelangt, gilt 
dasselbe, was oben hinsichtlich des Falles der Anmassung öffent- 
licher Auszeichnungen gesagt wurde. 

4. Herabsetzung der Person oderWaare eines^Gewerbetreibenden. 

Es wurde bereits oben (S. 17) erwähnt, dass die Fassung 
des §. 1330 a. b. G. B. (vgl. auch §. 1339) es durchaus nicht 
ausgeschlossen hätte, auch ausser dem Falle einer strafgesetzlich 
zu verfolgenden Ehrenbeleidigung einen Schadenersatz-Anspruch 
in einem solchen Falle anzuerkennen, in dem auch ohne animus 
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injuriandi, jedoch dolos oder culpos Person oder Waare eines 
Gewerbsmannes herabgesetzt und diesem hiedurch ein Schaden 
verursacht worden wäre. Der Umfang der Schadenersatzpflicht 
wäre dann nach Vorschrift der §§. 1323, 1324 a. b. G. B aus- 
zomessen gewesen. 

Allein die österreichische Gerichtspraxis hat diese An- 
schauung nicht getheilt, und demnach liegt bis heute der einzige, 
gewiss unzureichende Schutz gegen »Anschwärzung« (dönigrement) 
in den strafjgesetzlichen Bestimmungen über Ehrenbeleidigungen. 

Diese Bestimmungen enthalten aber keine Vorschriften, 
welche gegen eine concurrence dfloyale als solche gerichtet 
sind; nur gegen ehrenrührige Beschuldigungen (§§. 487 bis 489 
St. G. B.) und gegen Schmähungen (§§ 491, 496) geht die 
Repression dieses Gesetzes. Nicht der Angriff auf den kauf- 
männischen Ruf, sondern der Angiiff auf die bürgerliche Ehre 
ist mit Strafe bedroht. Angriffe letzterer Art liegen aber ausser- 
halb des speciellen Gebietes der concurrence döloyale; der gegen 
sie gewährte Schutz gilt nicht dem gewerblichen Interesse, 
sondern der Person als solcher. Bewirkt dieser Schutz in einzelnen 
Fällen zugleich die Hintanhaltung oder Bestrafung eines Concur- 
renzmanövers, so ist dies eine blosse Reflexwirkung, ein blosses 
Accidens neben der Eifallung der primären Intention des Gesetzes. 
Ebendeshalb gehört eine Erörterung der betreffenden Bestim- 
mungen des Strafgesetzes nicht in den Rahmen dieses Aufsatzes. 

Im Allgemeinen gilt das Gesagte auch von den Vorschriften, 
welche der im Jahre 1881 veröffentlichte Entwurf eines öster- 
reichischen Strafgesetzes — §§. 197 bis 208 — über »Belei- 
digungen« enthält. Allein eine Bestimmung — §. 202 — dieses 
Entwurfes trägt in dieser Hinsicht einen eigenthümlichen Charaker; 
sie betrifft specielle, dem gewerblichen Leben vorzugsweise ange- 
hörige Thatbestände, und muss deshalb hier einer näheren Erör- 
terung unterzogen werden. Dieser Paragraph erklärt als strafbare 
Beleidigung die Behauptung oder Verbreitung von Thatsachen, 
welche geeignet sind, den Credit eines Andern oder das ihm 
mit Bezug auf die Ausübung seines Berufes nöthige Vertrauen 
des Publicums zu gefährden. Die Vorschrift des Gesetzes trifft 
somit keineswegs blos ehrenrührige Anschuldigungen. Auch die 
Behauptung, dass ein Gewerbsmann kein Vermögen besitze, seine 



- 59 — 

Gläubiger auf fallige Zahlungen warten lasse, dass er schleuder- 
haft arbeite, mit den Preisen unerhört aufschlage, für jeden 
Kunden einen anderen Preis habe u dgl. m. kann nach Lage des 
Falles unter die Sanction des Gesetzes fallen. Eine Bestrafung 
wegen dieser Beleidigung ist ausgeschlossen, wenn diese in gutem 
Glauben und nicht öffentlich (vgl. §. 93, Z. 2 des Entwurfes) 
erfolgt ist. Ist die Beleidigung öffentlich erfolgt, so tritt die Straf- 
losigkeit nur in dem Falle ein, dass die Wahrheit der behaup- 
teten Thatsache erwiesen wird, und wenn überdies erkennbar ist, 
dass der Beleidiger von der Absicht geleitet war, ein rechtlich 
begründetes Privatinteresse oder das öffentliche Wohl zu fördern. 
(§§. 199, 200.) Diese Bestinunungen, welche vom strafrechtlichen 
Standpunkte gewiss nur zu billigen sind, müssten unter dem 
Gesichtspunkte einer Hintanhaltung der unehrbaren Mitbewerbung 
jedenfalls als zu wenig umfassend bezeichnet werden. Allein es 
darf eben nicht übersehen werden, dass die concurrence deloyale 
an sich ein privatrechtliches Dclict ist, dessen Normierung ausser 
den Bahmen eines Strafgesetzes fällt und in Berücksichtung 
dieser Erwägung müssen die Bestimmungen des Entwurfes 
immerhin als eine dankenswerte Neuerung, als ein Ansatz 
betrachtet werden, an den eventuell eine weitere Entwickelung 
des Bechtes der Concurrenz in dieser Richtung angeschlossen 
werden kann. 

Die Bestrafung der Beleidigung findet nur auf Giund einer 
Privatanklage statt. (§. 206.) Die Strafe ist mit Gefängnis bis 
zu 6 Monaten oder an Geld bis zu 500 Gulden auszumessen. 
Ist die Beleidigung in einer Druckschrift begangen worden, so 
tritt Gefängnis bis zu einem Jahr oder Geldstrafe bis zu 
2000 Gulden ein. (§. 198.) Im Falle einer öffentlich erfolgten 
Beleidigung ist auch die Veröffentlichung des Straferkenntnisses 
auf Kosten des Venu-theilten zu verfügen. (§. 208.) — Auf Ver- 
langen des Beleidigten kann, wenn die Beleidigung nachtheilige 
Folgen für die Vermögensverhältnisse, den Erwerb oder das 
Fortkommen mit sich bringt, von dem Strafrichter neben der 
Strafe, und ohne dass hiedurch die Geltendmachung weiter- 
gehender Ansprüche vor dem Civilgerichte ausgeschlossen wäre 
(§. 29), auf eine an den Beleidigten zu erlegende Geldbusse bis 
zum Betrage von 3000 Gulden erkannt werden. (§. 204.) 
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Die letztangeführte Bestimmung des Gesetzentwurfes, welche 
im Wesentlichen sich an deutsche Muster anlehnt, (vgl. z. B. §. 15 
des deutschen Markenschutzgesetzes vom 30. November 1874, 
nach welchem jedoch — wohl unrichtiger Weise — eine zuerkannte 
Busse die Geltendmachung jedes weiteren Entschädigungsanspruches 
ausschliesst) führt in unser Eecht ein Institut ein, dessen Aus- 
bildung und erweiterte Keception vielleicht das einzige Mittel 
bietet, um auch für uns an Stelle des »Nothstandes der Schaden- 
processe« die praktische Verwirklichung des Schadenersatzrechtes 
zu setzen. (Vgl. aber Bedenken hiegegen in den Protocollen des 
VI. österreichischen Advocatentages, Beilage zu Nr. 45 der »Juristi- 
schen Blätter«, Jahrgang 1882, S. 8). Hievon soll noch in dem 
folgenden Abschnitte des Näheren die ßede sein. 



IV. 

Die voranstehende Skizze würde an einer wesentlichen ünvoll- 
ständigkeit leiden, wenn nicht zum Schlüsse die Chancen eines 
Schadenersatzprocesses in Oesterreich erörtert würden. 

In allen vorangeführten Fällen handelt es sich ja neben 
der Bestrafung, die den wissentlichen Eingriff in das fremde 
Recht treffen soll, um ein Recht des Verletzten auf Schadenersatz. 

Es darf hiebe! wohl als allgemein bekannt vorausgesetzt 
werden, dass der »Nothstand der Jichadenersatz-Processe«, über 
den in Deutschland so sehr geklagt wird, auch bei uns nicht 
weniger tief als ein arges Uebel gefühlt wird. 

Diese Klage, welche übrigens keineswegs neu ist, wird in 
Oesterreich gerade in der letzten Zeit immer lauter und von 
competentester Seite erhoben (Vgl. z. B. Juristische Blätter, 
Jahrgang 1876, Seite 367 — Hasenöhrl, österr. Obligationenrecht 
[1878] S. 264, 265 — Pfaff, Randa und Strohal: Drei Gut- 
achten über die beantragte Revision des 30. Hauptstückes des 
n. Theiles des a. b. G. B. [1880], insbesondere Pfaff S. 121 — 127, 
Randa S. 134, Strohal S. 139, 140. — Protokolle des VI. österr. 
Advokatentages [Beilage der Juristischen Blätter, Jahrgang 1882, 
Nr. 45] S. 4, 5.) Hiebei wird allgemein anerkannt, dass die 
Bestimmungen unseres Civilrechtes zwar ebenfalls in manchen 
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Punkten mangelhaft, aber dennoch solche sind, mit denen sich 
allenfalls wohl auskommen Hesse. 

Die Hauptvorwürfe sind gegen die engherzige Interpretation 
und Praxis, vor allem aber gegen die Beweisregeln unseres civil- 
gerichtlichen Verfahrens gerichtet. 

Treffend charakterisirt Eanda (a. a. 0., S. 134) dieses 
Verhältnis der Beweis Vorschriften des Civilprocesses zu dem 
Erfolge der Schadenprocesse mit folgenden Worten: 

»Es ist bekannt, wie unendlich schwierig es ist, bei Schaden- 
processen den Beweis des Schadens in jener unzweifelhaften 
Weise herzustellen, wie dies nach heutigem österreichischen Eechte 
in Ansehung von Thatsachen durch die gesetzlichen Beweis Vor- 
schriften gefordert wird. Existenz und Höhe des Schadens muss 
mit mathematischer Genauigkeit auf Kreuzer und Heller durch 
Sachverständige, Zeugen, Urkunden und Eide nachgewiesen werden, 
ohne Eücksicht darauf, ob denn nach der Besonderheit des Falles 
ein solcher Beweis überhaupt füglich möglich ist, beziehungsweise 
ob die Geringfügigkeit des geforderten Ersatzes mit der Beschwer- 
lichkeit, der Kostspieligkeit und dem Zeitaufwande der Beweis- 
führung im Verhältnisse steht oder nicht. Die Nachtheile dieses 
ängstlichen Verfahrens beim Zuspruche des Ersatzes werden noch 
dadurch gesteigert, dass der österreichische Eichter — grossge- 
zogen im orthodoxesten Foimalismus, und gewohnt in den 
kleinlichsten Dingen nach der Handhabe einer gesetzlichen oder 
richterlichen Specialentscheidung zu suchen — geneigt ist, sich 
in der Frage über den Causalnexus zwischen beschädigendem 
Ereignis und erfolgtem Schaden, sowie in der Frage über 
Existenz und Umfang des entgangenen Gewinnes der engherzigsten 
AuJBfassung hinzugeben. Dass unter solchen Umständen auf Zu- 
spruch des vollen erlittenen Schadens und entgangenen Gewinnes 
in der Praxis nicht zu rechnen ist, bedarf für Eingeweihte keiner 
nälieren Auseinandersetzung. Kurz, durch die Festhaltung der 
strengen Beweistheorie im Schadenprocesse wird das materielle 
Becht des Verletzten auf Ersatz schwer verkümmert und der 
durch das Gesetz theoretisch gebotene Eechtsschutz praktisch 
zum guten Theil wieder illusorisch.« 

Wie berechtigt diese Anklagen sind, dies mag aus den 
wenigen, oben S, 14, 15 citierten gerichtlichen Entscheidungen 
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entnommen werden; wenn nicht als noch beredteres Zeugniss der 
Mangel an weiteren einschlägigen Entscheidmigen acceptiert wird. 

Es liegt aber ferner auf der Hand, dass die Mängel des 
österreichischen Schadenprocesses in den Fällen eines auf ein 
Factum der concun-ence döloyale basirten Ersatzanspruches um 
so greller hervortreten werden, als dem Verletzten meistentheils 
kein Mittel zur Verfügung stehen wird, sich über den Umfang 
der Verletzung Kenntnis zu verschaffen. Gerade die Erkenntnis 
dieses Umstandes hat es nun wol bewirkt, dass die neuesten 
einschlägigen Gesetze (vergl. Art. 27 a. H. G. B. §. 50 Gewerbe- 
gesetznovelle) es dem Bichter anheimgegeben haben, über Vor- 
handensein und Höhe des Schadens nach freiem Ermessen zu 
entscheiden. Allein einerseits bezieht sich diese Neueiimg keines- 
wegs auf alle Fälle des unehrbaren Wettbewerbes (vergl. z. B. 
Markenschutzgesetz §. 15); anderseits hat die Erfahrung gezeigt, 
dass unsere Anwälte und Gerichte mit dieser geänderten Vorschrift 
des Gesetzes nicht viel anzufangen gewusst haben. Es mag wol 
auch in dieser Beziehung richtig sein, was in den Motiven zu dem 
Gesetze vom 16. März 1884, ß. G. Bl. Nr. 36 ad §. 46 (nun §, 48) 
bemerkt wird: 

»Von einer freien Beweiswürdigung kann gewiss nur unter der 
Voraussetzung die Eede sein, dass die Beweisau&ahme vor dem 
erkennenden Gerichtshöfe stattfindet, weil ja nur hiedurch das noth- 
wendige Substrat fftr die freie Beweiswürdigung geschaffen wird. 
VTenn Zeugen und Parteien nicht vor dem erkennenden Gerichts- 
hofe vernommen werden, kann das Princip der freien Beweis- 
würdigung nur mehr schaden als nützen.« 

Ebenso verlangt auch Pfafif (a. a. 0. S. 126, 127) als die 
einzige Eemedur für unser Schadem-echt »ein auf neuer Grundlage 
ruhendes Processrecht, das in Bausch und Bogen mit der alten 
Weise bricht und dem ganzen Verfahren neue Wege weist.« »Wir 
sind überzeugt, — sagt er — gäbe man den französischen Gerichten 
unser bürgerliches Gesetzbuch statt des code civil, sie würden meist 
nicht anders erkennen, als sie jetzt thun. Mit Leichtigkeit würden 
sie sich darüber hinwegsetzen, dass unser Gesetzbuch an Detail- 
vorschriften in unserem dreissigsten Hauptstück reicher ist, als der 
code; sie würden sich, wo ihnen der erhobene Anspruch begründet 
erschiene, die ihn anerkennende Specialvorschrift aber fehlt, auf 
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§. 1295 stützen und aus demselben jene Eechtssätze gewinnen, die 
ihnen der code im Ai't. 1383 an die Hand gibt, und man weiss, was 
und wieviel man aus einem so allgemein lautenden Grundsatz 
deducieren kann . . . Wenn wir aber die Gegenprobe machen wollten, 
wenn wir einem in den Processformalismus eingelebten öster- 
reichischen oder deutschen Richter statt des bürgerlichen Gesetz- 
buches oder des corpus juris u. s. w. den code civil, aber caeteris 
immutatis, anzuwenden zumuteten — wird wirklich Jemand glauben, 
dass es auch nur möglich sei, dass er ihn handhabe, wie der fran- 
zösische KichterV Wir glauben es nicht. Der Fehler liegt ja nicht 
in den Personen und nicht in dem materiellen Recht — er liegt 
wesentlich in dem formalistischen Zuge, der das Verfahren erfüllt. 
Das aber sind Traditionen, die aufrecht bleiben würden, auch wenn 
zehnmal das materielle Recht geändert würde, die auch dann nicht 
verschwinden würden, wenn ein Specialgesetz geradezu darauf aus- 
ginge, sie wegzudecretieren.« 

Diesen Aussprüchen muss nun wol gewiss im Allgemeinen 
beigepflichtet werden. Wir sind aber der Ansicht, dass gerade 
für die Processe in Fällen der concurrence dfloyale — ausge- 
hend von der Erwägung, dass sie ja nahezu sämmtlich den Fällen 
des criminellen Unrechtes sehr nahe stehen, — eine Remedur 
gewonnen werden könnte, wenn an Stelle eines an den Verletzten 
zu bezahlenden Schadenersatzes eine an ihn zu erlegende inner- 
halb gevrisser Grenzen arbiträr auszumessende Geldbusse (vgl. 
§.204, auch §§.308,318 des Strafgesetzentwurfes und oben S. 59) 
gesetzt würde. Durch diese Aendeining des Gesetzes würde der 
Richter geradezu angewiesen mit allen jenen Traditionen zu brechen, 
die sich ihm an den Begriff eines Schadenersatzprocesses heften. 
Es müsste betont werden, dass diese Geldbusse nicht so sehr 
den materiellen Schaden oder Gewinnentgang zu compensieren 
bestimmt ist, als vielmehr die in der Verletzung des Fremden 
Rechtes gelegene Kränkung, die verursachte Beleidigung (§. 1323 
a. b. G. B.) tilgen solle, so dass dem Richter das Eingehen auf 
Schadensziflfem, auf den Causalnexus zwischen dem verletzenden 
Factum und einer behaupteten Vermögensminderung geradezu 
abgeschnitten wird. Man sage nicht, unter der neuen Hülle sei 
doch nur das alte Wesen verborgen; der Process um die Geld- 
busse sei der alte Schadenpro cess unter neuer Maske ! Der oflFen- 
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baren Intention des Gesetzes, den Process um die Geldbusse 
wesentlich zu unterscheiden von dem bisherigen Schadenersatz- 
processe, wird — dessen sind wir überzeugt — der österreichische 
Eichter auch volle Rechnung tragen. Würden wir uns in dieser 
HoflBiung täuschen, dann bliebe wol überhaupt keine Aussicht 
übrig, dass irgend eine Aenderung der Gesetzgebung uns auch zu 
einer gesunden Praxis verhelfen werde. Mag auch im Anfange 
an die Ausmessung der Geldbusse etwas zaghaft gegangen werden, 
— mit der Zeit wird eine richtige Würdigung der Verhältnisse 
nicht ausbleiben. 

Neben dem Rechte auf die Geldbusse mag sodann auch 
das Recht auf Schadenersatz bestehen bleiben; entweder electiv, 
d. i. derart, dass die von dem Verletzten beantragte Zuerkennung 
einer Geldbusse die Klage auf Schadenersatz ausschliesst (vgl. 
§.15 des deutschen Markenschutzgesetzes) oder — was wohl 
das Richtigere sein dürfte — cumulativ, d. i. in solcher Art, 
dass auch nach Zuerkennung der Busse ein über diese hinaus- 
gehendes Superplus des Schadens im Schadenersatzprocesse 
geltend gemacht werden könne (vgl. §. 29 des österr. Straf- 
gesetz-Entwurfes). Wir sind dessen sicher, dass das Verhältnis 
der Anzahl der Anträge auf Geldbusse zu der der Schadenersatz- 
klagen in dem einen wie in dem andern Falle die Richtigkeit 
unserer Ansicht bestätigen und wenigstens für die Dauer der 
Geltung unserer gegenwärtigen Civilprocessordnung den prakti- 
schen Vorzug des Institutes der Geldbusse bewähren wird. Ob 
dies etwa nach Einführung des öffentlichen, mündlichen Verfah- 
rens anders werden mag, das muss vorläufig dahingestellt bleiben. 



Dmck der Buch- und Knnstdnickerei nSteTrermflU" in Wien. 



I- 



I: 






